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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.06.2008
HANS HIRTER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 17.05.2009
HANS HIRTER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Biirgerrecht

Am 1. Juni lehnten Volk und Stande die von der SVP eingereichte Volksinitiative zur
Einblirgerungspolitik (.fir demokratische Einblrgerungen®) deutlich ab. Diese wollte
erreichen, dass erstens jede Gemeinde selbst bestimmen kann, nach welchem
Verfahren sie einblrgern will, und dass zweites dieser Entscheid endgultig, das heisst
nicht beschwerdeféhig sein soll. Die Initiative widersprach damit dem Urteil des
Bundesgerichts aus dem Jahre 2003, wonach ein negativer Entscheid begriindet
werden muss und eine Beschwerde, zum Beispiel wegen Diskriminierung oder Willkur
gegen diesen eingereicht werden kann. Die Initiative griff aber auch in die kantonale
Hoheit Uber die Gemeindeorganisation ein.

Das Resultat fiel bei einer Beteiligung von 45% mit 1'415'249 Nein gegen 804'730 Ja
deutlich aus. Nur gerade im Kanton Schwyz, wo die Urnenabstimmung Uber
Einburgerungen Tradition hat, stellte sich eine Mehrheit (60%) hinter die SVP-Initiative.
Relativ knapp abgelehnt wurde das Begehren in den Kantonen der Zentral- und der
Ostschweiz. In den grossen Mittellandkantonen Bern und Zirich stimmten weniger als
40% fur die Initiative. Am geringsten fiel die Unterstltzung in der Romandie aus, wo
mehr als 80% mit Nein stimmten. Die nach der Abstimmung durchgeflhrte
reprasentative Befragung ergab, dass die Sympathisanten der SVP nahezu geschlossen
fur, die Anhénger der drei anderen Regierungsparteien und die Parteiunabhangigen
aber sehr deutlich dagegen gestimmt hatten.

Abstimmung vom 1. Juni 2008

Beteiligung: 45,2%
Ja: 804'730 (36,2%) / 1 Stand
Nein: 1'415'249 (63,8%) / 19 6/2 Sténde

Parolen: Ja: SVP, EDU (1)*, SD, Lega, FPS; SGV.
Nein: FDP (2)*, CVP, SP, GP, GLP, EVP, LP, CSP, PdA; SGB, Travail.Suisse.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen'

Datenschutz und Statistik

Am 17. Mai nahm das Volk den Bundesbeschluss mit 953'173 Ja zu 947'493 Nein &usserst
knapp an. Am deutlichsten fiel die Zustimmung im Kanton Luzern mit 58% aus, am
deutlichsten war die Ablehnung im Jura mit 56% Nein. Die in der Geschichte der
nationalen Volksabstimmungen zweitkleinste Differenz zwischen der Anzahl Ja- und
Nein-Stimmen (5780) l6ste Hunderte von Beschwerden mit der Forderung einer
Neuauszéhlung aus. Da aber nirgendwo konkrete Unregelméssigkeiten moniert wurden,
blieben sie erfolglos. Geméass der Vox-Analyse waren die Zweifel an der Datensicherheit
bei einer zentralen Speicherung der Passinformationen das wichtigste Motiv fur die
Nein-Stimmenden gewesen. Unterschiede im Stimmverhalten liessen sich kaum
feststellen. So opponierten Junge, trotz des Einsatzes der Jungparteien nicht mehr
gegen die neuen Passe als altere Personen, und auch die Bildung und die Sprachregion
spielten keinen Einfluss.

Abstimmung vom 17. Mai 2009

Beteiligung: 45,2%
Ja: 953"173 (50,1%)
Nein: 947'493 (49,9%)

Parolen: Ja: FDP, CVP (2)*, EVP (1)*, BDP; economiesuisse, SGV, SBV.
Nein: SVP (2)*, SP (1)*, GP, CSP, EDU, SD, Lega, FPS, PdA; Travail.Suisse.
Stimmfreigabe: GLP.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ?
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.02.2011
NADJA ACKERMANN

Innere Sicherheit

Im Februar kam die 2007 von verschiedenen linken Organisationen lancierte
Volksinitiative «Fiir den Schutz vor Waffengewalt>» zur Abstimmung. Die Initiative
forderte ein Verbot der privaten Aufbewahrung von besonders gefahrlichen Waffen,
einen Bedarf- und Féhigkeitsnachweis sowie die Einflhrung eines nationalen
Waffenregisters. Das Initiativkomitee, das das Sturmgewehr im Kleiderschrank als Relikt
des Kalten Krieges ansah, erhoffte sich mit der Neuregelung eine verbesserte Suizid-
und Gewaltpravention. Nachdem 2010 bereits beide Rate und der Bundesrat die
Ablehnung der Initiative empfohlen hatten, bekdmpfte eine breite bulrgerliche Allianz
aus SVP, FDP, CVP, BDP, EDU, Schweizer Demokraten, Gewerbeverband, Bauernverband
und Schiessverband die Waffen-Initiative. Die Gegner der Initiative beflrchteten vor
allem die Opferung traditioneller Werte zugunsten einer Scheinsicherheit. Die Initiative
wirde Zeichen eines Misstrauens in die Verantwortlichkeit der Blrger darstellen.
Getroffen wurden zudem jene, die verantwortungsvoll mit Waffen umgingen -
Verbrecher wirden sich hingegen nicht an die Regelung halten. Der BDP-Président
Hans Grunder sah in der Initiative sogar das versteckte Ziel der Abschaffung der Armee.
Auch rechneten die Gegner mit erheblichen administrativen Mehrkosten.

Die Initiative wurde am 13. Februar 2011 an der Urne mit 56,3%-Nein-Stimmen bei einer
Stimmbeteiligung  von  49,2% verworfen. Dabei wurden die Dbereits im
Abstimmungskampf sichtbaren Grében bestatigt. Die grosste Zustimmung fand die
Initiative in der Westschweiz: Genf (61%), Basel-Stadt (568,9%), Waadt (53,7%),
Neuenburg (53,2%) und Jura (52%), aber auch Zirich (50,4%) nahmen die Initiative an.
Die Gegner der Initiative konzentrierten sich in der Zentral- und Ostschweiz: Appenzell
Innerrhoden (72,3%), Obwalden (71,9%), Schwyz (70,9%) und Uri (70,6%). Die Vox-
Analyse zeigte, dass den Stimmburgern die Entscheidung leicht fiel und viele sich frih
positionierten. Dabei hing der Stimmentscheid stark von der politischen Ausrichtung
und den politischen Wertevorstellungen ab: Personen, die fur eine offene und moderne
Schweiz sind, stimmten ebenso massiv Ja, wie jene, die eine verschlossene und
traditionelle Schweiz vertreten, Nein sagten. Es gewann damit dieselbe Schweiz die
Abstimmung, die sich bereits bei der Minarett- und der Ausschaffungsinitiative
durchsetzte. Die drei Hauptargumente der BeflUrworter polarisierten laut der VOX-
Analyse stark: Dass die Waffe zuhause geféhrlich und unzeitgeméass sei und die
Selbstmordrate erhéhe, wurde von den Gegnern strikt abgelehnt. Sie argumentierten
ihrerseits mit einer bereits genlgenden Gesetzeslage und der Wahrung der
persénlichen Freiheit und der Eigenverantwortung. Die Diskreditierung des
Milizsystems der Armee war das Hauptargument des Uberparteilichen Komitees der
Gegner, dessen vom Werber Alexander Segert illustrierten Kampagne mit kaputten 1.-
August-Lampions an die Emotion der Stimmbdrger appellierte.

Abstimmung vom 13. Februar 2011

Beteiligung: 49,2%
Ja: 1'083'312 (43,7%) / 51/2 Sténde
Nein: 1'395'812 (56,3%) / 15 5/2 Sténde

Parolen:

- Ja: CVP-Frauen, CSP, EVP, Grune, GLP, PdA, SP, SP-Frauen, GSoA, SEK, SGB, Travs,
FMH.

- Nein: FDP-Liberale, FDP-Frauen, CVP (5)*, BDP, EDU, SVP, SVP-Frauen, AVF, JCH,
SBV.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ®
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.11.2008
HANS HIRTER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.03.2000
HANS HIRTER

Kriminalitat

Die Volksabstimmung tber die Volksinitiative fand am 30. November statt und endete
mit einem knappen Sieg der Initiantinnen. Die Kampagne war praktisch inexistent
gewesen. In den Medien erklarten zwar Politiker und Juristen die Unzulanglichkeiten
des Volksbegehrens. Beflrworter, die ihre Argumente vortrugen, liessen sich aber kaum
finden. Inserate und Plakate waren fast keine auszumachen. Etwas intensiver verlief die
Diskussion in der Westschweiz, wo die Initiantinnen und ihre 2001 nach belgischem
Vorbild gegrindete Organisation .Marche blanche®™ und deren Prasidentin Christine
Bussat zu Hause sind, und wo sie am Fernsehen auftraten. Von den Parteien stellten
sich nur die SVP und die kleinen Rechtsparteien EDU, Lega und SD hinter das
Volksbegehren, ohne aber daflr viel Werbung zu machen.

Ahnlich wie 2004 bei der Volksinitiative fiir die lebenslangliche Verwahrung von Sexual-
und Gewalttatern gab es wieder eine Uberraschung: Das Volk stimmte der Initiative mit
1'206'323 Ja gegen 1'119'119 Nein zu, und bei den Stdnden waren die Beflrworter mit 16
4/2 Ja gegen 4 2/2 Nein in der Mehrheit. Die Beteiligung lag mit 47,5% leicht Gber dem
Mittel. Abgelehnt hatten einzig die Westschweizer Kantone Genf, Waadt, Neuenburg
und Bern, sowie Obwalden und Appenzell Innerrhoden. Am deutlichsten Ja sagten die
Westschweizer Kantone Freiburg und Wallis sowie Tessin, Schwyz, St. Gallen und
Schaffhausen. In der Presse wurde dieses Ergebnis als ein Bekenntnis zugunsten der
Opfer von Gewalttaten und fur hartere Strafen interpretiert. Die Vox-Analyse zeigte,
dass trotz der unterschiedlichen Parolen die Parteisympathie keine Rolle fir den
Abstimmungsentscheid gespielt hatte. Eine gewisse Rolle kam hingegen der formalen
Bildung zu, indem Personen mit einem Hochschulabschluss die Vorlage ablehnten,
allerdings mit einem Neinanteil von 56% auch nicht Gberwaéltigend. Das Hauptargument
der Beflirwortenden war, dass der sexuelle Missbrauch von Kindern eine derart schwere
Straftat sei, dass sie nie verjahren durfe.

Abstimmung vom 30. November 2008

Beteiligung: 47,5%
Ja: 1'206'323 (51,9%) / 16 4/2 Stande
Nein: T'119'119 (48,1%) / 4 2/2 Sténde

Parolen: Ja: SVP (3)*, EDU, SD, Lega.
Nein: FDP (2)*, CVP (2)*, SP, GP, BDP, GLP, EVP, LP, CSP, PdA, FPS.
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen *

Institutionen und Volksrechte
Organisation der Bundesrechtspflege

In der Volksabstimmung vom 12. Marz hiessen die Stimmberechtigten mit sehr
deutlichem Mehr die im Vorjahr vom Parlament verabschiedete Justizreform gut.
Nachdem die beiden am meisten umstrittenen Punkte, die Zugangsbeschréankungen
und die Einflhrung einer Verfassungsgerichtsbarkeit vom Parlament massiv entschéarft
resp. eliminiert worden waren, gab es kaum mehr Opposition gegen die Vorlage. Keine
nationale Partei gab die Nein-Parole aus; lediglich die relativ unbedeutenden
Kantonalsektionen der SVP in Genf und im Wallis lehnten die Reform ab.

Das Verdikt fiel mit einem Ja-Stimmenanteil von 86 Prozent sehr deutlich aus; nicht ein
Kanton hatte sich dagegen ausgesprochen. Am klarsten fiel die Annahme in Genf mit 92
Prozent, am knappsten im Wallis mit 71 Prozent aus.

Justizreform
Abstimmung vom 12. Marz 2000

Beteiligung: 41,9%
Ja: 1'610'107 (86,4%) / 20 6/2 Stande
Nein: 254'355 (13,6%) / 0 Stande

Parolen:
- Ja: SP, FDP, CVP, SVP (2%), GP, LP (1*), EVP, FP, SD, EDU, PdA, CSP; Economiesuisse
(Vorort), SGB, CNG.
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 27.09.2009
HANS HIRTER

WAHLEN
DATUM: 01.04.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

WAHLEN
DATUM: 21.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

WAHLEN
DATUM: 21.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

- Nein: -
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ®

Volksrechte

In der Volksabstimmung vom 27. September waren Volk und Stédnde damit
einverstanden, auf die 2003 in die Verfassung aufgenommene allgemeine
Volksinitiative wieder zu verzichten. Eine Kampagne fand nicht statt; gegen die
Streichung ausgesprochen hatten sich nur die Lega und die PdA. Das Resultat fiel mit
einem Ja-Stimmenanteil von 67,9% (1307 237 Ja gegen 618 664) und keinem einzigen
ablehnenden Kanton deutlich aus.

Abstimmung vom 27. September 2009

Beteiligung: 40,4%
Ja: 1307 237 (67,9%) / 20 6/2 Sténde
Nein: 618 664 (32,1%) / O Sténde

Parolen:

- Ja: SVP, SP, FDP (1)*, CVP (2)*, GP (1)*, EVP, BDP, GLP, CSP, EDU (1)*, FPS, SD; SGV, SBV,
Travail.Suisse.

- Nein: Lega, PdA.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ©

Wahlen
Wabhlen in kantonale Parlamente

Der Obwaldner Landrat wurde bei den diesjahrigen Wahlen um drei Sitze auf 55
aufgestockt. Die CVP behielt mit zwei Sitzgewinnen (neu 35) die absolute Mehrheit im
Rat; sieben ihrer Abgeordneten gehdren dem christlich-sozialen Fligel an. Die
Freisinnigen konnten die zwei im Jahre 1986 verlorenen Sitze wieder gutmachen und
kamen auf 14 Mandate. Auch die freien Wahlergruppen bauten ihre Vertretung um
einen Sitz auf sechs aus, wobei sich der parteiunabhangige Vertreter aus Engelberg
nicht der neugebildeten Freien Fraktion Obwalden (FFO) anschloss. Die Auto-Partei,
erstmals und einzig im Bezirk Kerns vertreten, erntete mit 0,2% Waéhlerstimmen ein
unerwartet schlechtes Ergebnis. Im neuen Parlament sitzen nun sechs Frauen (10,9%),
zwei mehr als 1986 und eine mehr als am Ende der Legislaturperiode. ’

Die Wahlen ins 60kopfige jurassische Parlament ergaben bei der niedrigsten
Wahlbeteiligung (61,6%) seit der Grindung des Kantons eine leichte Verschiebung
zugunsten von links-griinen Kraften. Der "Combat socialiste" konnte zwei Gewinne
verbuchen und erhielt neu drei Sitze; auch die SP konnte ein Mandat hinzugewinnen.
Hingegen musste die PdA ihren bisher einzigen Sitz abgeben. Die CVP und die FDP
verloren je einen Sitz; alle Ubrigen Parteien konnten ihren Besitzstand wahren. Die
Frauenvertretung kénnte von finf auf sieben erhéht werden (11,7%); je zwei gehbren der
SP und der CVP an, je eine der FDP, der unabhéangigen christlich-sozialen Partei und
dem Combat socialiste. ®

Im Grossen Rat des Kantons Luzern verlor die CVP drei Mandate und biisste damit die
seit 120 Jahren gehaltene absolute Mehrheit ein. Als Wahlsiegerin stand die SP mit fiinf
Sitzgewinnen und einem Zuwachs des Wéahleranteils von lUber 3% da; damit konnten die
Sozialdemokraten die seit 1979 anhaltende Talfahrt beenden. Gleichzeitig Uberholte sie
wieder das Grline Blndnis (zur GPS gehdrend), welches seinerseits drei Mandate verlor.
Die Liberalen (FDP) konnten ebenfalls einen Sitz hinzugewinnen. Bei den kleinen
Parteien CSP und "Unabhéngigen Frauenliste" gab es keine Veradnderungen. Dank elf
zusatzlichen Mandaten steigerten die Frauen ihren Anteil von 18% auf 24,7%. Die
Stimmbeteiligung sank gegenlber den letzten Wahlen um weitere funf Prozentpunkte
auf 51,9%. 7
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WAHLEN
DATUM: 05.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

MOTION
DATUM: 28.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

WAHLEN
DATUM: 17.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

WAHLEN
DATUM: 07.03.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

WAHLEN
DATUM: 27.03.1994
EVA MULLER

Bei den Bundner Grossratswahlen, welche nach dem Majorzverfahren durchgefihrt
werden, verlor die FDP wieder drei Mandate wie bereits im Wahljahr 1989; auch die
DSP ging mit zwei Verlusten als Verliererin aus den Wahlen hervor. Im Gegensatz dazu
konnte die SP zwei Mandate zulegen; zu den Gewinnern zéhlten auch die SVP, die CVP
und die Linke Alternative (Chur) mit je einem Sitzgewinn. Die CSP konnte ihren
Besitzstand wahren. Die Frauenvertretung stieg von 6 auf 8 (6,7%). Zum ersten Mal wird
die Legislaturperiode nun drei statt zwei Jahre dauern. ™

Einmal mehr kritisierten die kleinen Parteien den Wahimodus bei den Blndner
Kantonsratswahlen und verlangten die Einflihrung des Proporzwahlrechts. In den
letzten 54 Jahren ist dieses Begehren in Volks- oder Parlamentsabstimmungen
sechsmal verworfen worden. Unter anderem schlug die CSP ein differenziertes
Proporzverfahren geméass dem Urner Modell vor, welches nur in Wahlkreisen mit mehr
als drei Grossratsmandaten das Proporzverfahren vorschreibt; dieses Modell wirde also
die Landsgemeindetradition in den kleinsten Wahlkreisen erhalten. Die SP hat das
Anliegen aufgenommen und in Form einer Motion, welche unter anderem auch von
burgerlichen Raten unterschrieben wurde, eingereicht. "

Die Grossratswahlen im Kanton Freiburg, welche nur alle finf Jahre stattfinden, haben
eine leichte Verschiebung der politischen Krafte zugunsten der Linken und Griinen
sowie eine Starkung der Frauenvertretung gebracht. Verlierer waren die CVP und die
FDP, welche vier resp. drei Sitze verloren; wahleranteilméssig busste die CVP mit vier
Prozent am meisten ein. Die SP verlor einen Teil ihrer Wahlerschaft und drei Sitze an
die 1989 durch den SP-Dissidenten Félicien Morel gegrindete Demokratisch-soziale
Partei (DSP); letztere war gegen Ende der vergangenen Legislaturperiode schon durch
zwei dissidente Sozialdemokraten vertreten und erhielt neu sieben Sitze. Die
unabhangige CSP, welche mehr Sympathien fir die DSP als fur die CVP hegt, verlor zwei
Sitze. Hingegen konnten die Grinen auf Anhieb vier Sitze gewinnen. Somit vereinigt das
links-griine Spektrum 49 Sitze (+6) wahrend das burgerliche Lager mit neu 80 Mandaten
Uber sieben Sitze weniger als bisher verflgt. Die Frauenvertretung erhéhte sich von 14
(am Ende der Legislatur 12) auf 19 Ratinnen (14,6%), wovon allein zehn der SP
angehoren.

Bei den Walliser Grossratswahlen setzte sich der Erosionsprozess der CVP/CSP, welche
vier Mandate von bisher 79 und 3,56% Wahleranteil einblsste, weiter fort. Zwar ist die
rickléaufige Tendenz der Christlichdemokraten hier langsamer als in den anderen
Landesgegenden, die CVP hat aber seit 1961 stetig Verluste hinnehmen mussen und
immerhin insgesamt 13 Mandate eingebusst. Auf der Gewinnerseite standen die FDP
sowie die SP, welche je zwei zusatzliche Sitze erobern konnten. Die unter
verschiedenen Namen auftretenden Liberalen (LP Sierre, Hérens, Sion, Entremont,
Centre libéral et indépendant Martigny, Liste Parti chrétien-social/libéral Conthey)
konnten ihren Besitzstand von flnf Mandaten halten und bilden weiterhin eine Fraktion
(sie hatten nach den letzten Wahlen unter Beizug von zwei auf christlichsozialen und
unabhangigen Listen gewéhlten Parlamentariern einen Zusammenschluss erwirkt). Die
Frauen konnten ihre Sitzzahl um finf auf 14 erhéhen (10,8%). ™

Im 55képfigen Obwaldner Kantonsrat konnte die CVP mit neu 37 Sitzen zwei Mandate
hinzugewinnen; zehn ihrer Abgeordneten gehdren dem christlich-sozialen Fligel an.
Innerhalb der Fraktion kam es insofern zu einer Gewichtsverschiebung, als die CVP
einen Sitz einbusste und die CSP drei Sitze hinzugewinnen konnte. Die CVP allein verlor
damit ihre absolute Mehrheit. Die Liberalen (FDP) konnten ihre Sitze halten, das
Demokratische Obwalden verlor einen der bisher funf Sitze. Die Auto-Partei, die zum
zweiten Mal antrat, konnte ihren Wahleranteil von 0,2% im Jahre 1990 nicht erhéhen.
Fast verdoppeln konnten die Frauen ihren Anteil mit neu elf Kantonsratinnen. Die
Stimmbeteiligung von 43% fiel fur Obwaldner Verhaltnisse tief aus. ™
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Im 120koépfigen Bundner Grossen Rat kam es, wie das Majorzsystem erwarten liess, zu
keinen grossen parteipolitischen Verschiebungen. Die Biirgerlichen dominieren in
GraubUlinden fast unverandert, wobei die zwei starksten Parteien SVP und CVP je einen
Sitz einbussten; die FDP realisierte zwei Gewinne. Die CSP und die DSP konnten ihre
Sitze halten, die SP verlor einen Sitz. Nicht mehr im Parlament vertreten sind die
Unabhéngige Demokratische Partei Davos und die Linke Alternative. Gut schnitten die
Frauen ab: der Frauenanteil erfuhr mit neu 18 Kantonsratinnen eine Verdoppelung.

Das jurassische Stimmvolk entschied sich bei den Parlamentswahlen fir stabile
Verhidltnisse. Im sechzigképfigen Parlament kam es nur gerade zu einer
Sitzverschiebung: Die CVP gewann einen Sitz und konnte ihre Sitzzahl von 21 auf 22
erhéhen, wahrend die linksgriine Gruppierung Combat socialiste einen ihrer drei Sitze
verlor. Die FDP mit 15, die SP mit 12, die CSP mit 8 und die SVP mit einem Sitz verfligen
Uber eine unveranderte Sitzzahl. Die Grlnen, die erstmals antraten, schafften den
Sprung ins Parlament nicht. Der Frauenanteil blieb mit 13,3% unveréndert. '

Im Kanton Wallis traten in den 14 Wahlbezirken insgesamt 249 Kandidierende an. Die
zentrale Frage war, ob die CVP und die CSP ihre bisherige Mehrheit im 130-képfigen
Grossen Rat wurden halten kénnen. Die Nationalratswahlen 2011 hatten gezeigt, dass
die Christdemokraten im Kanton Wallis sowohl von links als auch von rechts bedrangt
werden. Die C-Parteien verfugten vor den Wahlen zusammen tber 68 Sitze, wobei die
CVP 54 Mandatstrager nach Sion schickte und in allen 14 Wahlbezirken mit insgesamt 67
Kandidierenden antrat. Die CVP hatte insbesondere im Oberwallis viele
Zurlckgetretene zu ersetzen. Die CSP (bisher 14 Sitze) trat in sechs Bezirken alleine an.
Dort schickte sie 19 Kandidierende ins Rennen. Die FDP trat in neun Wahlkreisen mit 37
Personen an, um ihre 28 Sitze zu verteidigen; im Gegensatz zu 2009 kandidierte der
Freisinn im Oberwallis allerdings nur noch im Wahlkreis Visp. Insbesondere die SVP
plante einen Angriff auf die Hegemonie der C-Parteien mit dem Ziel, die seit 1999
sukzessive eroberten 12 Sitze weiter auszubauen. Ausser in zwei Kleinstbezirken trat die
Volkspartei im ganzen Kanton - in vier Wahlkreisen zusammen mit den ,Freien Wahlern™
- mit dem insgesamt grossten Kandidatenensemble von 70 Personen an. Die SVP konnte
dabei auf ihr fur den Regierungsrat antretendes Zugpferd Oskar Freysinger setzen
(siehe unten). Die Linke wollte die insgesamt 22 Mandate mit unterschiedlichen Listen
in den verschiedenen Wahlkreisen ausbauen. Die SP trat in drei Bezirken (Conthey,
Hérens und Monthey) alleine, in Visp mit ihrer Jungpartei und Gewerkschaften, in Brig
zusatzlich mit den Griinen und in Leuk mit Unabhéngigen an. In Sion und St. Maurice
kandidierte eine ,Alliance™ aus SP und CSP. Insgesamt wurden in diesen sieben Bezirken
29 Personen mit Bezug zur SP gelistet. Die Sozialdemokraten traten in Martigny und
Sierre zudem auch unter dem Label Alliance de Gauche (AdG) zusammen mit der CSP
und der GP an. 14 Personen warben auf diesen Listen um die Gunst der Wéhlerschaft.
Die Grinen verbanden sich nicht Uberall mit der SP, sondern traten in drei Bezirken
(Conthey, Monthey und Sion) alleine mit 8 Kandidierenden an. Vor vier Jahren war die
GP lediglich in einem Bezirk alleine angetreten. Eine ebenfalls dem linken Lager
zuzuordnende parochiale Vereinigung unter dem Namen Entremont Autrement
schickte im Bezirk Entremont funf Kandidierende ins Rennen. Im Gegensatz zu 2009
traten die Piratenpartei und die alternative Linke nicht mehr an. Im gleichen Wahlkreis
kam es vor, dass mehrere Kandidierende mit gleichem Namen (also gleichem Vor- und
Nachnamen) antraten. Die Wéhlerschaft war deshalb aufgefordert worden, die
Listennummer und/oder den Beruf der gewéhlten Politiker/innen ebenfalls auf dem
Wahlzettel zu vermerken. Die Grossratswahlen standen deutlich im Schatten der
Regierungswahlen, die zu einem Zweikampf zwischen Christian Varone (fdp) und Oskar
Freysinger (svp) hochstilisiert wurden (siehe unten). Darliber hinaus fand am 3. Marz die
fur den Kanton Wallis bedeutende Abstimmung zum revidierten Raumplanungsgesetz
(RPG) statt. Der Wahlkampf flr den Grossen Rat war deshalb unaufgeregt.

Nicht wenige Kommentare nach den Wahlen liessen vermuten, dass besagte
Abstimmung zum RPG mitverantwortlich war fir den Wahlausgang und die
ausserordentlich hohe Wahlbeteiligung von 68,2% (2009: 54,6%). Der Verlust der CVP
von fiinf Sitzen wurde denn auch darauf zurlickgefihrt, dass sich die CVP-Bundesratin
Doris Leuthard stark fur die Revision des RPG eingesetzt hatte. Allerdings busste auch
die CSP zwei Sitze ein. Mit neu noch 61 Sitzen verfligten die C-Parteien damit zwar nach
1560 Jahren erstmals nicht mehr Uber eine absolute Mehrheit im Grossen Rat, blieben
aber nach wie vor mit Abstand starkste Kraft. Insgesamt erhielten sie 41,6% der
Wéhlerstimmen (2009: 48,5%). Von den Verlusten der CVP (neu 49 Sitze) und der CSP
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(neu 12 Sitze) profitierte die SVP, die gleich um neun Sitze (neu 21 Sitze) und um fast
sechs Prozentpunkte an Wahlerstérke zulegte (neu: 17,2%; 2009: 11,5%). Die FDP konnte
ihre 28 Mandate verteidigen und an Wahlerstéarke sogar leicht zulegen (neu: 24,6%;
2009: 22,3%). Die Linke hingegen bulsste insgesamt zwei Sitze ein: die AdG musste drei
Sitze abgeben, wahrend die Entremont Autrement neu einen Vertreter in den grossen
Rat schicken konnte. Dort wo SP (4 Sitze) und Grline (2 Sitze) alleine antraten, konnten
sie ihre Besitzstdnde wahren. Insgesamt verfligte die Linke damit insgesamt Uber
weniger Rlckhalt in der Wahlerschaft (16,6%) als noch vor vier Jahren (17,7%). Trotz
Bruch mit der CVP-CSP-Hegemonie, wurden keine grossen politischen Verédnderungen
erwartet. Kommentatoren interpretierten die (verloren gegangene) absolute Mehrheit
der C-Parteien als lediglich symbolisch, weil zahlreiche Geschéfte sowieso von einer
erdruckenden blrgerlichen Mehrheit unterstitzt werden wirden. Bedeutender seien
im Parlament von je her die regionalpolitischen Unterschiede, die sich nicht selten quer
durch die Fraktionen zeigen. Insgesamt hatte der Grosse Rat einen leichten
Rechtsrutsch zu verzeichnen. Dariliber hinaus wies das Parlament auch ein hoheres
Durchschnittsalter als vor vier Jahren auf. Waren die Gewahlten 2009 im Schnitt noch
43 Jahre alt gewesen, wiesen die 2013 neu bestellten Mandatstrager ein mittleres Alter
von 48 Jahren auf. Der Frauenanteil nahm hingegen deutlich ab. Waren 2009 noch 28
Sitze von Frauen besetzt (21,5%) nahmen ab 2013 lediglich noch 20 Frauen Einsitz im
kantonalen Parlament (15,3%). Ein weiterer augenfélliger Unterschied zu den Wahlen
2009 zeigte sich hinsichtlich der Fluktuation. Waren 2009 nicht weniger als 53% der
Gewéhlten neu im Parlament, betrug dieser Anteil 2013 noch 29%. "

Wahlen in kantonale Regierungen

Auch an der Obwaldner Landsgemeinde konnten sich die Kampfkandidaturen der
Unabhéngigen und der Frauen nicht durchsetzen. Im Ausscheidungsverfahren gewann
Josef Nigg (cvp) in einem ersten Durchgang die Wahl gegen samtliche Gegenkandidaten
von CSP, den Unabhéangigen und die einzige Frau, Trudy Abéacherli (fdp). Im zweiten
Durchgang setzte sich Hans Hofer (csp) gegen die verbliebenen Kandidaten durch,
wobei die Endausmarchung gegen den Unabhangigen Bruno Santini relativ knapp
ausfiel. Zwei Tage nach der Landsgemeinde wurde allerdings ein Formfehler in Bezug
auf das Ausscheidungsverfahren im zweiten Durchgang entdeckt. Deshalb musste die
Wahl Hans Hofers an einer zweiten Landsgemeinde wiederholt werden, obwohl sich die
Ubrigen Kandidaten und die einzige Kandidatin nicht mehr zur Wahl stellten. Insgesamt
hat die CVP die absolute Mehrheit zuriickgewonnen, die Schwesterpartei CSP konnte
ihren Regierungssitz halten, die FDP hielt ihre zwei Sitze (der 1989 zurilickgetretene
Hans Hess war parteilos). ™

Die jurassischen Regierungsratswahlen brachten mit der Kandidatur von Odile
Montavon des "Combat socialiste” sehr viel Spannung auf die politische Bihne.
Montavon kam im ersten Wahlgang fur den finfkopfigen Regierungsrat an vierter Stelle
zu stehen. Damit konnte sie sich mit einem Vorsprung von Uber 1200 Stimmen vor den
bisherigen Ministern Francois Mertenat (sp) und Pierre Beuret (csp) plazieren. Im
Kantonshauptort Delémont figurierte sie gar an der Spitze aller Kandidatinnen und
Kandidaten. Als einziger erreichte Francois Lachat (cvp) das absolute Mehr und war
somit im ersten Wahlgang gewahlt. Vor dem zweiten Wahlgang entzog dann allerdings
die SP Montavon die Unterstitzung, um allein auf den eigenen Kandidaten Mertenat zu
setzen. Auf der anderen Seite unterstitzten sich die beiden christlichen Parteien
gegenseitig und riefen zu Wahldisziplin zugunsten der eigenen Kandidaten auf. Die
Aussenseiterin Montavon blieb ohne sozialdemokratische Unterstutzung hinter den vier
Bisherigen zurlick. Die Regierungszusammensetzung blieb damit personell und
parteipolitisch unverandert; ausser Gaston Brahier (fdp, seit 1986) sind alle Minister
seit Bestehen des Kantons im Amt.

Bei den Wahlen in die Kantonsregierungen kam es parteipolitisch in vier Kantonen zu
einer neuen Zusammensetzung: In Glarus konnte die SP der CVP einen Regierungssitz
wegnehmen, in Baselland gewann die CVP einen Sitz auf Kosten der SVP. Im Waadt
verlor die FDP einen Sitz zugunsten der Grinen, wahrend im Jura der Combat socialiste
und die CSP ausschieden und der FDP und der SP den Wiedereintritt in die Regierung
ebneten.  Auffallig ist die  Nichtbestatigung gleich  dreier  bisheriger
Regierungsmitglieder: Jules Landolt (cvp, GL), Odile Montavon (combat socialiste, JU)
und Philippe Pidoux (fdp, VD) wurden nicht wiedergewéhlt. Deutlich ist auch die
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Zunahme des Frauenanteils in den Exekutiven: Baselland und Zug wéhlten ihr erstes
weibliches Regierungsmitglied, wahrend Appenzell Ausserrhoden auf Anhieb zwei
Frauen in die Regierung schickte und damit dem Beispiel des Kantons Bern folgte, der
mit Elisabeth Zdlch ebenfalls eine zweite Frau in die Regierung gewahlt hat. Bis Ende
des Berichtsjahres waren damit von 166 kantonalen Exekutivdmtern 16 (9,6%) von
Frauen besetzt (1993: 11; 6,6%).

Im Jura mussten die letzten Minister der ersten Stunde, Francois Lachat (cvp), Pierre
Boillat (cvp) und Jean-Pierre Beuret (unabh. csp) wegen der Amtszeitbeschrankung
ausscheiden. Zudem galt es fur die FDP und die SP, ihre im Vorjahr bei
Erganzungswahlen verlorenen Sitze zurlckzuerobern. Im ersten Durchgang schaffte
keiner der 19 Kandidierenden das absolute Mehr fir einen der funf Regierungssitze,
wobei mit drei CVP- und einem FDP-Vertreter die Blrgerlichen die Rangliste anflhrten.
Bereits wurde Uber eine rein burgerliche Regierung nach dem Vorbild Genfs spekuliert,
was der zweite Wahlgang aber nicht bestatigte: Mit dem zweitbesten Resultat konnte
sich der Sozialdemokrat Claude Héche durchsetzen. Mit drei gewéhlten Kandidaten,
dem Bisherigen Pierre Kohler sowie den Neuen Jean-Francois Roth und Gérald
Schaller, eroberte die CVP das absolute Mehr in der Regierung. Die Freisinnigen
konnten ihren 1993 verlorenen Sitz mit einer Frau, Anita Rion, zurickgewinnen,
verpassten aber ihr Ziel einer Zweiervertretung knapp. Nicht wiedergewéahlt wurde
Odile Montavon von der linksgrinen Gruppierung Combat socialiste, die 1993 bei den
Erganzungswahlen als erste Frau in die jurassische Regierung gewahlt worden war. %°

Kommunale Wahlen

Die Wahlen des Stadtrates und des Gemeinderates waren in Zlrich durch einen
aussergewohnlich harten Kampf gepréagt. Zircher Wahlkampfthemen wie das
Wohlgroth-Areal und die SVP-Inseratekampagne Uber "die Linken und die Netten" (mit
den Netten waren die anderen bilrgerlichen Parteien gemeint) fanden in der ganzen
Schweiz Beachtung, wobei vor allem der politische Stil umstritten war. Die SVP-Negativ-
Kampagne, welche die Schuld an Kriminalitat, Drogenelend und Arbeitslosigkeit in
Zurich pauschal der linken Regierungsmehrheit in die Schuhe schob und nicht davor
zuruckschreckte, in ihren Inseraten eine falsche Graphik zur Kriminalitat zu verwenden,
fiel jedoch nicht nur durch ihre argumentatorische Harte auf. Sie wurde auch als der
teuerste Wahlkampf eingeschatzt, den eine Lokalpartei in der Schweiz je gefiihrt hat.

In der Ziircher Stadtregierung kam es dann nicht zur angestrebten biirgerlichen
Wende: Die blrgerlichen Parteien konnten ihre Vertretung auf Kosten der EVP zwar von
drei auf vier Mandate erndhen, doch die rot/griin/christlich-soziale Mehrheit stellt mit
der Wahl von Monika Stocker (gp) weiterhin finf von neun Stadtratsmitgliedern. Mit
Monika Stocker sind die Grlnen erstmals in der Stadtzlrcher Exekutive vertreten; sie
Ubernahm den Sitz der zurlcktretenden parteilosen Emilie Lieberherr (ex-sp). Die SP
besetzt mit ihren Bisherigen Ursula Koch, Josef Estermann und Robert Neukomm
unveréndert drei Sitze. Die CVP konnte ihren Sitz mit Wolfgang Nigg halten, nachdem
sie sich von Willy Kiing getrennt hatte. Willy Kiing erreichte als von der CSP portierter
Parteiloser dann gerade noch den neunten Regierungssitz. Die beiden Freisinnigen
Hans Wehrli und Thomas Wagner, dieser mit dem Spitzenresultat, wurden
wiedergewéhlt; einen dritten FDP-Sitz gewann zudem Kathrin Martelli (fdp) mit dem
viertbesten Resultat. (Wehrli (fdp) war 1992 in einer Ergénzungswahl fir den
zurlicktretenden Kaufmann (ex-sp) gewéhlt worden.) Ruedi Aeschbacher (evp) wurde
nach 16 Jahren Amsttatigkeit abgewahlt. Als einziger amtierender Stadtrat war er
weder auf der rot-griinen noch auf der birgerlichen Sechserliste aufgefihrt und wurde
Opfer des stark polarisierten Wahlkampfes. Die Wahl verpasst hat auch Andreas Muller
(svp), der zudem erfolglos als birgerlicher Herausforderer gegen den
sozialdemokratischen Stadtprasidenten Estermann antrat.

Anders als in der Exekutive blisste die Linke im Gemeinderat mit neun Sitzverlusten
ihre 1990 errungene absolute Mehrheit ein. Neu stehen 55 Sitze der rot-griinen
Parteien 57 burgerlichen Sitzen gegentber. Die SVP verzeichnete einen Erdrutschsieg:
ihre Fraktion im Zurcher Stadtparlament wuchs um zwolf auf 19 Sitze; die FDP legte drei
Sitze zu. Die CVP busste weitere zwei Sitze ein, die SD verlor einen Sitz, wahrend die
Auto-Partei ganz leer ausging. LdU und EVP verloren einen resp. zwei Sitze. Die SP
behauptete sich trotz vier Sitzverlusten als starkste Partei, verloren haben aber ihre
Partner: Die Grlnen bussten die Halfte ihrer Sitze ein und kamen noch auf flinf

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.20



WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

WAHLEN
DATUM: 28.10.1999
DANIEL BRANDLI

Mandate. Die Alternative Liste gab zwei Sitze an die Frauenliste FraP ab, die neu auf finf
Sitze kommt. Die Vertretung der Frauen erhdhte sich um sieben auf 47 von insgesamt
125 Mandaten (37,6%).

Eidgend6ssische Wahlen

Die FDP blieb trotz ihren Verlusten starkste Partei und sprach als einzige mehr als 20%
der Wahlenden an. Die SP rlckte mit einem gemessen am Wahleranteil knappen
Vorsprung, jedoch mit deutlich mehr Sitzen als die CVP auf die zweite Position vor;
vierte Partei blieb die SVP. Seit Bestehen der Zauberformel haben alle vier im Bundesrat
vertretenen Parteien zusammen und auch einzeln erstmals keine Sitze gewinnen
konnen. 146 der 200 Nationalratinnen und Nationalrédte gehdren einer dieser vier
Parteien an; zusammen erhielten sie 79% der Stimmen. An flnfter Stelle rangiert die GP
mit 6,1 % und neu 14 Sitzen. Gemessen am Wahleranteil folgen darauf die AP und die SD.
Mit lediglich 3% Wahleranteil erreichte die auf wenige Kantone beschrankte LP zehn
Sitze. Die im Parlament eine Fraktionsgemeinschaft bildenden LdU und EVP erzielten
2,8% resp. 1,9% der Stimmen und 5 resp. 3 Sitze. Erstmals in der Bundesversammlung
vertreten ist die EDU, welche gesamtschweizerisch auf einen Stimmenanteil von 1%
kam. Nicht mehr im Nationalrat vertreten sind hingegen die POCH; die Grin-
Alternativen sind es nur noch dank der FraP (ZH). lhre Kandidatinnen und Kandidaten
waren teilweise von der SP, teilweise von der GP aufgenommen worden. Hingegen
konnte die PdA in der Waadt mit dem Kantonalprasidenten Zisyadis einen zweiten Sitz
ergattern. Nach politisch-ideologischen Lagern analysiert, haben sich die rot-griinen
Kréfte etwa halten kdnnen, die politische Mitte ist weiter geschrumpft und das rechte,
ausserhalb der Regierung politisierende Lager ist klar gestarkt aus den Wahlen
hervorgegangen.

Durch Zusammenschliisse auf Fraktionsebene haben sich die Sitzverteilungen im
Nationalrat und die Wahleranteile noch leicht verédndert; die Sozialdemokraten nahmen
den Vertreter der PSU (Tl), Werner Carobbio, und die FraP-Vertreterin Christine Goll
(ZH) in ihre Reihen auf, womit sie zusammen 19,1 % Anteil erhalten. Die urspriinglich
vorgesehene Absprache einer Fraktionsgemeinschaft zwischen Vertretern und
Vertreterinnen des links-griinen "DACH"-Blndnisses und der PdA kam, bedingt durch
das schlechte Abschneiden der alternativen Linken, nicht zustande; die beiden
Nationalrate der PdA blieben fraktionslos. Der einzige Gewahlte der EDU, Werner
Scherrer (BE), verblieb auch ausserhalb der Fraktionen. Die CVP nahm den Vertreter der
unabhéngigen Christlichsozialen Partei des Kantons Freiburg, Hugo Fasel, auf (37
Mandate, 18,6%). Der LdU bildete wie bisher zusammen mit der EVP und dem
parteilosen Herbert Maeder (AR) eine neunképfige Fraktion (5%). Die SD schliesslich
schlossen ein Zweckblndnis mit der Lega dei Ticinesi (7 Mandate). %

Von den librigen Nicht-Bundesratsparteien zeigten sich die LP (2,3%), die EVP (1,8%)
und die CSP (0,4%) erneut stabil. Dennoch verloren die Liberalen in der Waadt ein
Mandat an die SVP und retteten mit den verbleibenden sechs Mandaten ihre
Fraktionsstarke nur knapp. Dagegen konnte die EVP im Aargau ein Mandat gewinnen.
Der LdU - ehemals grosste der Nicht-Bundesratsparteien - setzte seine Serie der
Niederlagen seit 1967 (9,1%) fort. Trotz der Restrukturierung verlor er weitere 1,1% und
erreichte mit 0,7% das schlechteste Wahlergebnis seit seiner Griindung 1936. In Zlrich
wurde der im Laufe des Jahres in den Nationalrat nachgertckte Parteiprasident Schaller
nicht wiedergewéahlt und das Aargauer Mandat ging der Partei ebenfalls verlustig. Dem
LdU, der sich nach den Wahlen aufldste, blieb ein einziger Zircher Sitz in der grossen
Kammer.

Angesichts dieser Resultate kann von einem Rechtsrutsch, wie er von vielen
inldndischen und ausléndischen Medien nach den Wahlen kommuniziert worden war,
trotz des Wahlsiegs der SVP nicht gesprochen werden. Vielmehr konzentrierte sich der
schon vorher im Parlament vertretene nationalkonservative Protest auf eine Partei und
fuhrte nahezu zum Verschwinden der kleinen Rechtsaussenparteien. 2
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Die EVP fuhrte den Wahlkampf mit einer Wertekampagne unter dem Motto ,Werte flrs
Leben, Werte fur die Schweiz". Sie prasentierte sich als Mittepartei, die in den
Bereichen Okologie und Familienpolitik linke, in der Gesellschaftspolitik dagegen rechte
Positionen einnimmt. Schwerpunkte in der Wahlplattform der EVP waren
Familienpolitik, Umweltpolitik und eine gerechte Wirtschaftspolitik. Das Wahlziel der
EVP war, aus eigener Kraft Fraktionsstarke zu erreichen, woflr zwei zusatzliche Sitze
notig gewesen waren. Dies wollte die Partei durch eine Verdoppelung ihrer
Nationalratsvertretung in den Kantonen Bern und Zirich erreichen. Die EVP trat in
insgesamt 13 Kantonen zu den Wahlen an. Die Liberale Partei bestritt die Wahlen mit
dem Slogan ..Der Freiheit Fltigel verleihen™. Die Wahlplattform der Liberalen, die im Juni
2007 verabschiedet wurde, enthielt drei Grundsatze: den Menschen mehr Vertrauen
schenken als dem System, die Biirger zur Ubernahme von Verantwortung motivieren
und den Jungen eine Chance geben. Das Wahlziel der Liberalen war, ihre 2003
verlorenen Sitze im National- und Stadnderat wieder zurlckzuerobern. Sie trat in den
Kantonen Genf, Waadt, Neuenburg, Wallis und Basel-Stadt zu den Wahlen an. Die
Griinliberalen, die im Juli aus den kantonalen Sektionen Zirich und St. Gallen eine
nationale Partei grindeten, strebten in ihren Leitlinien eine Vereinbarung von liberalen
und &kologischen Anliegen an. Die Partei positionierte sich im politischen Zentrum.
Inhaltlich wurden mehrheitlich die Positionen der Grunliberalen des Kantons Zurich fur
die Leitlinien der nationalen Partei Ubernommen. Die CSP trat in den Kantonen
Freiburg, Jura, Wallis und Zlrich an. Im Kanton Jura kandidierte sie auch fir den
Standerat. Ihr Wahlziel war das Erreichen eines zweiten Sitzes im Nationalrat neben
demjenigen von Hugo Fasel (FR).

Die EVP prasentierte ihre Wahlziele auf einer A4-Seite auf welcher Religionsfreiheit, ein
Ende der ,Familienstrafe™ (in Steuersachen), Schuldenabbau, ein Stopp des
Krankenkassenpramienwachstums und des Energieverbrauchs gefordert wurden.
Daruber hinaus wollte sich die EVP fur die Halbierung der weltweiten Armut einsetzen.
Ziel der CSP war die Verteidigung ihres Sitzes. Sie trat mit Marie-Thérese Weber-Gobet
(FR) an, die 2010 fur Hugo Fasel nachgerutscht war. In den Kantonen Genf und Waadt
trat das Mouvement Citoyens Romand (MCR) an, eine in Genf gegriindete Bewegung
(Mouvement Citoyens Genevois) die sich mit scharfen Protesten gegen Grenzganger
nicht nur einen Namen gemacht hatte, sondern bei den kantonalen und kommunalen
Genfer Wahlen auch viele Stimmen auf sich vereinen konnte. Neben dem
Grenzgangerthema machte das MCR in Genf auch mit Aktionen gegen Krankenkassen
von sich reden. Trotz erfolgloser Teilnahme an den Wahlen von 2007 wurden die
Chancen des MCR fur 2011 als intakt betrachtet. Die Alternative Linke wollte sich flr
eine radikale Anderung der Gesellschaft auf antikapitalistischer, dkosozialistischer,
demokratischer und feministischer Basis einsetzten und prasentierte Leitplanken fur
die Umsetzung dieser Idee. Schwerpunkte des Aktionsprogramms der EDU waren unter
anderem die Glaubensfreiheit (inkl. Durchsetzung des Minarettverbots), Lebensschutz
(gegen Abtreibung und gegen Sterbehilfe) und Familienpolitik (private statt staatliche
Betreuung). Die Lega versprach sich einzusetzen gegen Missbréduche im Asylwesen, bei
der Einwanderung und bei den Sozialversicherungen. Zudem solle das Bankgeheimnis
geschitzt bleiben. Die Sozial-Liberale Bewegung (SLB) war nach dem Ausschluss von
Ricardo Lumengo aus der SP gegrindet worden. Seit Sommer 2011 hatte diese Partei
also einen Nationalratssitz inne und durfte deshalb in der Wahlbroschire des Bundes
Werbung fur sich machen. Sie schrieb sich dort nachhaltige Energie, respektvolle
Migration und bezahlbare Gesundheit auf ihre Fahnen. In sieben Kantonen (GE, BE, ZH,
FR, BS, AG, VD) trat auch die Piratenpartei an, die auf einen Berliner-Effekt hoffte. Die
2006 in Schweden gegrundete Bewegung hatte in der deutschen Hauptstadt bei den
Wahlen ins Landesparlament im September 2011 auf Anhieb 15 Sitze gewonnen. Die
monothematische Partei mit liberaler Ausrichtung setzt sich fur Transparenz und
Zensurverbote im Internet ein. ?°
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 15.05.2000
FRANCOIS BARRAS

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.06.2008
ELIE BURGOS

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.12.2013
LAURENT BERNHARD

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Parmi les acteurs engagés pour un «oui» aux votations, le Vorort a joué son réle de
porte-parole d'une économie helvétique tres majoritairement favorable aux bilatérales,
dont I'investissement vis-a-vis de la votation fut évalué a plus de 10 millions de francs.
Autres organisations favorables: I’'Union suisse des arts et métiers (USAM), I'Union
patronale suisse, I'Union suisse des paysans, I'USS, la FTMH, la Confédération des
syndicats chrétiens, les associations de banquiers et des assureurs, I’Association
transports et environnement. Soutien inhabituel qui démontre I'amplitude des débats,
I"Université de Neuchatel s’est officiellement engagée pour les bilatérales en raison du
systeme d'échange qui les accompagne. Dans le rang des partis politiques: le PDC, le PS,
le PRD, le Parti libéral, le Parti chrétien-social et 'UDC sont allés dans le sens du
Conseil fédéral. Le débat au sein de cette derniére fut particulierement houleux et a vu
Christoph Blocher légérement vaciller a la tribune du congres réuni sur la question des
bilatérales. Par 297 voix contre 201, les délégués UDC ont donné un mot d’ordre
favorable aux accords, alors que leur leader médiatique n’avait pu afficher une position
claire et cohérente sur la question (a relever que, le méme jour, les délégués du Parti de
la liberté eurent moins d’atermoiements pour recommander un «non» massif). Ainsi,
plus de la moitié des sections cantonales de I'UDC se sont opposées a la décision du
parti national. Second camouflet pour Christoph Blocher, la position de I’ASIN dont il
est le président a été largement débattue par ses propres adhérents réunis en congres,
furieux qu’une recommandation de vote vis-a-vis de la votation ne fut méme pas a
|"ordre du jour. Au final, I'ASIN a, contre l'avis de Blocher, décidé de voter un mot
d’ordre. Ce dernier a débouché sur un «non» trés majoritaire. %

Landesverteidigung

Ausriistung und Beschaffung

Comme dans le cas de I'achat des F/A-18 en 1993 (voir ici), le GSsA a lancé une initiative
populaire afin d’empécher I'acquisition de nouveaux avions de combat. Cette
initiative, soutenue notamment par les Verts, le Parti chrétien-social, le Parti du Travail,
Attac Suisse, le syndicat Comedia et les Jeunesses et les Femmes socialistes, souhaite
imposer un moratoire de dix ans (soit jusqu’au 31 décembre 2019) pour tout achat de
nouveaux chasseurs. */

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Marz gab die Bundeskanzlei bekannt, dass die eidgendssische Volksinitiative
~Millionen-Erbschaften besteuern fiir unsere AHV (Erbschaftssteuerreform)™ mit
110'000 gultigen Unterschriften zu Stande gekommen war. Das von der EVP, der SP, den
Grlinen, der CSP, dem SGB sowie dem Verein Christnet lancierte Begehren forderte auf
Bundesebene die EinfUhrung einer zwanzigprozentigen Erbschaftssteuer ab einem
Vermégen von zwei Millionen Franken. Zwei Drittel der Ertrédge sollten dem
Ausgleichsfonds der AHV und ein Drittel den Kantonen zukommen. Im Juni
veroffentlichte der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) ein von ihm in Auftrag
gegebenes Rechtsgutachten, das zum Schluss kam, dass die Volksinitiative den
Grundsatz der Einheit der Materie verletzte. Der SGV forderte das Parlament auf, den
Initiativtext fur unglltig zu erklaren. Fur Kontroversen sorgte auch die im Initiativtext
verankerte Ruckwirkungsklausel, die besagte, dass im Falle einer Annahme der Vorlage
Schenkungen ab dem 1. Januar 2012 dem Nachlass zuzurechnen waren. Im September
gab der Bundesrat bekannt, dass er sich der Einflhrung einer nationalen
Erbschaftssteuer widersetzte. In der im Dezember vorgelegten Botschaft meldete die
Landesregierung vor allem Bedenken bezlglich der foderalistischen Kompetenzordnung
an. Der Bundesrat sprach sich entschieden gegen einen Eingriff in die Steuerhoheit und
in das Steuersubstrat der Kantone aus. 2
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.12.2014
DAVID ZUMBACH

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.10.2002
PHILIPPE BERCLAZ

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 13.03.2014
NIKLAUS BIERI

Die Rate behandelten 2014 die Botschaft des Bundesrates zur Volksinitiative
»Millionen-Erbschaften besteuern fiir unsere AHV (Erbschaftssteuerreform)™, die im
Vorjahr zustande gekommen war. Das von der EVP, der SP, den Grinen, der CSP, dem
SGB sowie dem Verein Christnet lancierte Begehren verlangt die EinfUhrung einer
nationalen Erbschafts- und Schenkungssteuer. Die Initiantinnen und Initianten fordern,
dass Nachlasse und Schenkungen Uber CHF 2 Mio. zu einem Satz von 20 Prozent
besteuert werden. Zwei Drittel der Ertrage sollen dem Ausgleichsfonds der AHV und ein
Drittel den Kantonen zukommen. Fir Kontroversen sorgten im Vorfeld die im
Initiativtext verankerte Rickwirkungsklausel, die besagt, dass im Falle einer Annahme
der Vorlage Schenkungen ab dem 1. Januar 2012 dem Nachlass zuzurechnen wéren und
ein vom Schweizerischen Gewerbeverband (SGV) in Auftrag gegebenes
Rechtsgutachten, das zum Schluss kam, dass die Volksinitiative den Grundsatz der
Einheit der Materie verletze. Die Frage der Gultigkeit der Volksinitiative préagte in der
Sommersession 2014 denn auch den Auftakt der Beratungen im erstbehandelnden
Sténderat. Die kleine Kammer nahm bei 5 Enthaltungen einen Ordnungsantrag Diener
Lenz (glp, ZH) mit 25 zu 14 Stimmen an und wies die Vorlage mit dem Auftrag, die
Gultigkeit vertieft zu prifen und einen Mitbericht der Staatspolitischen Kommission
(SPK) einzuholen, an die Kommission fir Wirtschaft und Abgaben des Stadnderates
(WAK-SR) zurlck. Am 25. August 2014 teilte die WAK-SR mit, dass die Volksinitiative
gemass den geltenden Kriterien und der Praxis der Bundesversammlung fur gulltig
erklart werden musse. Nach diesem Entscheid folgte der Sténderat in der Herbstsession
schliesslich dem Bundesrat und empfahl die Initiative bei 2 Enthaltungen mit 32 zu 11
Stimmen zur Ablehnung. In der Wintersession schloss sich der Nationalrat dem
Beschluss des Stéanderates mit 124 zu 56 Stimmen und einer Enthaltung an. Das
Initiativbegehren wurde ausserhalb der geschlossenen Linken nur von zwei CVP-
Parlamentariern unterstitzt. 2

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Dans le cadre de l'initiative parlementaire Giezendanner (udc, AG), la CTT-CN a
approuvé la proposition de sa sous-commission d'ouvrir une procédure de
consultation sur le doublement du tunnel routier du Gothard. Lors de la présentation
de son contre-projet a Avanti, la CTT-CN a dévoilé les résultats. Quatre cantons
(Appenzell Rhodes Intérieures, Bale-Campagne, Obwald, Tessin), le PL, le PRD, I'UDC,
Economiesuisse et le lobby de la route (TCS, FRS, ASTAG) se sont déclarés favorables a
une planification immédiate d'un deuxieme tube, puis une construction en
coordination avec celle du réseau autoroutier suisse. Treize cantons (Bale-Ville, Berne,
Grisons, Jura, Lucerne, Neuchéatel, Nidwald, Schaffhouse, Schwyz, Soleure, Uri, Vaud,
Zoug, Zurich) se sont opposés au doublement. Le PCS, le PS, I'UDF et les Verts, ainsi
qu'une pléiade d'organisation environnementales (ATE, WWF) et I'Initiative des Alpes,
ont également manifesté leur opposition. Argovie, Appenzell Rhodes Extérieures,
Fribourg, Genéve, Glaris, Uri, Valais et le PDC étaient d'accord avec un début immédiat
de la planification, mais sous conditions. Il est & noter qu'Uri s'est déclaré défavorable a
une dérogation de I'article constitutionnel sur la protection des Alpes sous couvert
d'une modification constitutionnelle. St Gall et Thurgovie ont renoncé a donner un avis.
Les résultats de cette consultation n'ont toutefois pas été utilisés, car le traitement par
la commission de l'initiative Giezendanner a été gelé. L'initiative Avanti avait la priorité
des membre de la commission, alors que Moritz Leuenberger souhaitait que le
parlement les traite ensemble. (Pour le procés de la discussion d'un second tube pour
le tunnel autoroutier du Gothard afin de réfaire celui-ci, voir ici (2008) et ici (2016).) *°

Im Méarz 2014 nahm der Standerat als Erstrat die Beratung tber die Anderung des
Bundesgesetzes Uber den Strassentransitverkehr im Alpengebiet (Sanierung Gotthard-
Strassentunnel) auf. Die Kommission fir Verkehr und Fernmeldewesen der kleinen
Kammer (KVF-SR) empfahl dem Plenum mit 7 gegen 6 Stimmen, auf die Vorlage
einzutreten und ohne Anderung zuzustimmen. Eine Minderheit Stadler (glp, UR)
beantragte Nichteintreten, eine Minderheit | Janiak (sp, BL) forderte die Riickweisung
an den Bundesrat mit dem Auftrag, die Vereinbarkeit mit dem Landverkehrsabkommen
sowie die Verfassungsmassigkeit vertieft zu prifen. Eine Minderheit Il Graber (cvp, LU)
verlangte die Ruckweisung an den Bundesrat, damit dieser aufzeige, wie die
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INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 17.06.1992
DIRK STROHMANN

Forderungen der Zentralschweizer Regierungskonferenz in der Vorlage erfullt werden.
Eine Minderheit Ill Graber (cvp, LU) beantragte schliesslich die Riickweisung an den
Bundesrat mit dem Auftrag, ein Programm vorzulegen, welches aufzeigt, welche
Strassenbauprojekte wegen der zweiten Rohre entfallen bzw. verzdgert werden und wie
die Mehrkosten aus dem Unterhalt der zuséatzlichen Réhre finanziert werden. In seinem
Votum fur den Antrag der Kommissionsminderheit nahm Standerat Markus Stadler
Bezug auf die wichtigsten Argumente der Kommissionsmehrheit. Im Gegensatz zur
Darstellung der Mehrheit werde das Tessin wahrend der Sanierung nicht abgeschnitten:
Der neue Gotthard-Basistunnel sei bis dahin in Betrieb und neben dem Gotthard
flhrten auch noch andere Passe in den Norden. Zudem ware es mdglich, den Tunnel in
den Sommermonaten zu 6ffnen. Die Verkehrssicherheit werde durch eine zweite Réhre
nur in den Réhren erhéht, auf den Zufahrtsstrecken erhdhe sich daflr das Unfallrisiko
durch erwarteten Mehrverkehr. Die Sicherheit lasse sich mit einfachen Massnahmen
sehr viel glinstiger und effizienter steigern: Beispielsweise kdnnte der Mindestabstand
zwischen Lastwagen erhoht oder die Hochstgeschwindigkeit gesenkt werden. Stadler
betonte zudem den Widerspruch der Vorlage mit dem Alpenschutzartikel. Weitere
Rednerinnen und Redner sorgten fur eine ausgesprochen lange Eintretensdebatte. Mit
25 gegen 16 Stimmen trat die kleine Kammer schliesslich auf die Vorlage ein und lehnte
samtliche Minderheitenantrage ab. In der Gesamtabstimmung stimmte der Sténderat
der Vorlage ebenfalls mit 25 gegen 16 Stimmen zu. Der Nationalrat debattierte in der
Herbstsession Uber die Vorlage. Neben dem Minderheitenantrag Rytz (gps, BE) auf
Nichteintreten waren weitere Minderheitsantrage gestellt worden: Minderheit | Graf-
Litscher (sp, TG) forderte die Rickweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag,
Verfassungsmassigkeit sowie Vereinbarkeit mit dem Landverkehrsabkommen vertieft zu
klaren. Die Minderheit Il Graf-Litscher (sp, TG) verlangte die Rickweisung an den
Bundesrat verbunden mit der Aufgabe, ein Verzichts-, Verzégerungs- und
Finanzierungsprogramm vorzulegen. Die Minderheit Il Grossen (glp, BE) beantragte die
Rickweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, in Artikel 84 Absatz 3 der
Bundesverfassung erganzend festzuhalten, dass die Benutzung zusatzlicher Fahrspuren
pro Richtung auf Transitachsen im Alpengebiet verboten ist. Minderheit IV Nordmann
(sp, VD) wollte die Rickweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag verbinden, dem
Parlament eine Sanierung ohne zweite Roéhre dafir mit zeitlich umfassendem
Bahnverlad von Strassenfahrzeugen zu unterbreiten. Nach langer Debatte zeigten sich
sowohl in der Abstimmung Uber Eintreten wie auch in den Abstimmungen Uber die
Rickweisungsantréage klare Graben entlang der Parteilinien: Die Fraktionen von SP,
Grinen und Grinliberalen stimmten geschlossen fur Nichteintreten und fur die
Rickweisungsantrage, wéhrend die Fraktionen von SVP, FDP, CVP und BDP (bis auf 2
Stimmen) geschlossen fir die bundesratliche Vorlage eintraten. In der
Schlussabstimmung vom 26. September 2014 nahm der Nationalrat die Vorlage mit 120
gegen 76 Stimmen an, der Stéanderat mit 28 zu 17 Stimmen. Der Verein .Nein zur 2.
Gotthardrohre™, welchem neben SP, Grinen, Grinliberalen auch EVP und CSP sowie
Uber 40 weitere national oder regional tatige Organisationen angehoren, ergriff das
Referendum. Bereits im Dezember und somit noch vor Ablauf der Referendumsfrist am
15.1.2015 liess der Verein verlauten, die notwendigen 50'000 Unterschriften seien
beglaubigt, dartber hinaus seien noch einmal so viele zusatzliche Unterschriften
zusammengekommen. '

Raumplanung und Wohnungswesen
Bodenrecht

Das Vorgehen von Bund und Kanton rief allgemeine Verwunderung hervor. Die Bindner
CSP sprach in einer einstimmig verabschiedeten Resolution von einem «rechtsstaatlich
skandalésen» Vorgehen. Im Kantonsparlament wie in den eidgendssischen Raten
wurden in dieser Frage Dringliche Interpellationen eingereicht. In den Bundeskammern
verlangten neben dem Blndner SVP-Stadnderat Gadient (92.3172) auch Nationalrat
Steffen (sd, ZH) (90.3175) sowie die sozialdemokratische Fraktion (92.3165) vom
Bundesrat Auskunft Uber sein Eingreifen sowie die weitere Anwendung der .lLex
Friedrich™.

Bundesrat Delamuraz gestand zwar <«mangelnde Eleganz» in dem Vorgehen des
Bundesrates ein, rechtfertigte dieses jedoch mit der Bemuhung der Regierung, einem
internationalen Schiedsgerichtsspruch zuvorzukommen. Ausserdem habe sich 1965, bei
der Beratung Uber die damalige «Lex von Moos», der Vorlauferin der heutigen
Gesetzgebung, nicht der Bundesrat, sondern das Parlament leichtfertig Uber etwaige
Reibungspunkte mit dem internationalen Recht hinweggesetzt. Eine vollstandige
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2011
MARLENE GERBER

Abschaffung des Bundesgesetzes lehnte Delamuraz zwar ab, stellte jedoch im Falle der
Ablehnung des Beitritts der Schweiz zum EWR Modifikationen in Aussicht, um
ebendiesen stossenden Widerspruch zwischen schweizerischer Gesetzgebung und
bilateralen Vertragen zu beseitigen. **

Wohnungsbau und -eigentum

Anfang Jahr wurden die Vernehmlassungsergebnisse zum indirekten Gegenentwurf zu
den beiden Bausparinitiativen prasentiert. Der Gegenvorschlag, der von der
standeréatlichen Kommission fir Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR) gefordert und
ausgearbeitet worden war, orientierte sich stark an der Volksinitiative des HEV, welche
im Gegensatz zur Initiative der Schweizerischen Gesellschaft fir Bausparen (SGFB) eine
obligatorische Einfuhrung des Bausparens in den Kantonen vorsieht. Der Gegenentwurf
unterscheidet sich aber in zwei wesentlichen Punkten von der HEV-Initiative: Zum
einen verflgt er Uber moderatere steuerliche Anreize, da die Vermogensertrage der
Einkommenssteuer und die Bausparguthaben der kantonalen Vermodgenssteuer
unterstellt wirden, und zum anderen enthéalt er klarere Regelungen im Falle
zweckwidriger Verwendung der Bauspareinlagen. In der Vernehmlassung dusserten sich
die CVP, CSP und SVP positiv zum Gegenentwurf. Die FDP stimmte dem Entwurf unter
dem Vorbehalt zu, dass er durch die in der SGFB-Initiative geforderten
Abzugsmoglichkeiten fur Energie- und Umweltinvestitionen erganzt werde. Eine klar
ablehnende Haltung gegenlber dem Anliegen vertraten die EVP, die Griinen und die SP
sowie nicht weniger als 22 Kantone. Nur gerade der Kanton Genf und der Kanton Basel-
Land, welcher als einziger Kanton Uber die Moglichkeit des steuerbeglinstigten
Bausparens verfligt, unterstitzen das Vorhaben. Die Urheber der beiden Initiativen
sprachen sich ebenfalls fir den Gegenvorschlag aus. Abgelehnt wurde der indirekte
Gegenvorschlag von den Mieterverbédnden. Der Bundesrat gab ebenfalls eine
ablehnende Stellungnahme ab. Der wichtigste Einwand der Landesregierung war, dass
die Zielgruppe der Schwellenhaushalte (Haushaltseinkommen zwischen CHF 60'000
und CHF 100'000) mangels Eigenkapital nicht in der Lage sein wiirden, innerhalb von 10
Jahren ausreichend Mittel zum Erwerb von selbstgenutztem Wohneigentum zu aufnen.
Das  Bausparen  widersprache dem  Rechtsgleichheitsgebot, da  gerade
einkommensstarke Steuerpflichtige, welche sich auch ohne die vorgesehenen
Massnahmen Eigenwohnheim leisten kénnten, Gberdurchschnittlich vom Bausparen
profitieren wurden. Der Bundesrat verwies zudem auf den Kommissionsbericht der
WAK-SR, der bei zweckwidriger Verwendung der Bauspareinlagen trotz
Nachbesteuerung in einigen Féllen von Steuerausfallen im funfstelligen Bereich pro
Person oder Ehepaar ausgeht. Weiter beflirchtete er wegen Raumknappheit steigende
Haus- und Bodenpreise, was den Effekt der steuerlichen F&érdermassnahmen
zumindest teilweise aushebeln kdénnte. In der Frihjahrssession des Berichtsjahres
behandelte der Standerat den indirekten Gegenentwurf. Die Kommissionsmehrheit der
WAK-SR empfahl Eintreten. Unter anderem wurde dies dem Nationalrat ermoglichen,
seine im Vorjahr ausgesprochene Unterstlitzung der beiden Volksinitiativen zu Gunsten
des moderateren Gegenvorschlages zurlickzuziehen. Die kleine Kammer trat mit 20 zu
16 Stimmen auf den Entwurf ein und verabschiedete ihn bei 17 zu 17 Stimmen nur dank
Stichentscheid des Prasidenten Inderkum (cvp, UR). Der Nationalrat trat dann in der
Sommersession mit deutlichem Mehr auf den Gegenentwurf ein und empfahl ihn
ebenfalls zur Annahme. Praktisch geschlossen gegen den Entwurf votierten SP und
Grline mit Unterstatzung einer Minderheit der CVP. In der Schlussabstimmung fand das
Anliegen im Nationalrat mit 111 zu 64 Stimmen Zustimmung. In der standeratlichen
Schlussabstimmung wurde der indirekte Gegenentwurf dann aber doch noch zu Fall
gebracht, namlich mit 22 zu 17 Stimmen bei 3 Enthaltungen. Was die Stimmung im
Standerat schlussendlich kippen liess, dartber konnte nur spekuliert werden. Zum
einen hatten einige freisinnige Standerdte aus gewichtigen Grinden der
Schlussabstimmung fernbleiben mdussen, zum anderen hatten die kantonalen
Finanzdirektionen mit ihrer Warnung vor Steuerausféllen von jahrlich tber CHF 100 Mio.
die kleine Kammer erfolgreich mobilisiert, liess Ansgar Gmur, Direktor des HEV,
verlauten. Bei Annahme des Gegenvorschlages hatte der HEV den Rickzug seiner
Initiative in Aussicht gestellt. Auf der anderen Seite hatte die SP bei Annahme des
Gegenvorschlages bereits mit dem Referendum gedroht. *
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DATUM: 17.06.2012
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Im Mérz kam mit der Volksinitiative ., Fiir ein steuerlich begiinstigtes Bausparen™ ein
Anliegen der Schweizerischen Gesellschaft zur Férderung des Bausparens (SGFB) zur
Abstimmung. Die Initiative verlangte die fakultative Einfihrung von Steuerabzigen beim
erstmaligen Erwerb von Wohneigentum. Darlber hinaus sollen Abzlge flr an der
Erstliegenschaft vorgenommene energiesparende Massnahmen getatigt werden
kénnen. Die politischen Akteure zeigten sich im Vorfeld stark gespalten. Erstmals seit
1977 konnten sich die parlamentarischen Kammern flr das Bausparanliegen des SGFB
und die im Juni zur Abstimmung stehende Bauspar-Vorlage des HEV (siehe unten) nicht
auf eine gemeinsame Abstimmungsempfehlung einigen. Der von der Einigungskonferenz
prasentierte Kompromissvorschlag war im Vorjahr in beiden Kammern gescheitert.
Wahrend der Nationalrat beide Volksanliegen zur Annahme empfehlen wollte, hatten
der Stande- wie auch der Bundesrat in beiden Fallen auf Ablehnung pléadiert. Im
Gegensatz zu den Linksparteien, die der Bauspar-Initiative des SGFB geschlossen
ablehnend gegeniber standen, zeigten sich die kantonalen Sektionen der birgerlichen
Parteien gespalten. Obwohl deren Mutterparteien die Initiative allesamt zur Annahme
empfahlen, beschlossen verschiedenste kantonale Parteien ein Nein. Insbesondere
zersplittert zeigte sich, wie bereits bei der RPG-Revision, die CVP. Deren Vorstand
fasste die Ja-Parole dusserst knapp mit 15 zu 13 Stimmen bei zwei Enthaltungen. Die
Gespaltenheit reflektierte schliesslich in  den insgesamt 12 abweichenden
Kantonalsektionen. Das Stimmvolk schickte die Vorlage bei einer Stimmbeteiligung von
45,0% und einem Nein-Anteil von 55,8% bachab. Noch klarer zeigte sich die Ablehnung
bei den Stdnden mit lediglich 4 1/2 unterstitzenden Kantonen. Der Kanton Basel-
Landschaft, welcher als einziger Kanton noch Uber die Mdéglichkeit des Bausparens
verflgt, entpuppte sich als einziger zustimmender Kanton der Deutschschweiz und
sogar er ausserte seine Unterstitzung mit einem Ja-Anteil von 53% lediglich relativ
knapp. Als Grinde fur dieses Ergebnis wurde die angespannte finanzielle Lage des
Baselbietes angeflhrt. Finanzministerin Widmer-Schlumpf (bdp) zeigte sich zufrieden
mit  dem Entscheid, da nur ausgewdhlte Kreise von den zusatzlichen
Steuererleichterungen hatten profitieren kénnen. Letzteres bestritt Hans Egloff, damals
Vorstandsmitglied des HEV. Man habe es jedoch verpasst, mit dem Argument von
zuséatzlichen Bauauftragen um die Gunst der KMU zu werben. Der HEV sah die Chancen
des eigenen, am 17.6. zur Abstimmung stehenden Bausparanliegens weiterhin intakt und
gab an, die festgestellten Mangel in der aufkommenden Kampagne korrigieren zu
wollen.

Abstimmung vom 11. Marz 2012

Beteiligung: 45,0%
Ja: 980'273 (44,2%) / 4 1/2 Stéande
Nein: 1'237'825 (55,8%) / 16 5/2 Stéande

Parolen:

- Ja: FDP(4)*, CVP(12)*, SVP(1)*, BDP(2)*; SGV, SBV.

- Nein: SP, EVP, CSP, GPS, GLP; SGB, Travail.Suisse.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen *

Am darauffolgenden Abstimmungstermin vom 17.6. dusserte das Schweizervolk mit der
Volksinitiative .Eigene vier Wénde dank Bausparen™ seinen Willen zum zweiten
Bausparanliegen. Im Gegenzug zum abgelehnten Volksbegehren der SGFB verlangte die
Initiative des HEV die obligatorische Einfuhrung des Bausparens in allen Kantonen,
wobei die maximalen Steuerabzige mit jahrlich CHF 10'000 etwas moderater ausfielen
als die von der SGFB verlangten CHF 15'000 pro Jahr. Um bei der ersten
Bausparinitiative Vernachlassigtes nachzuholen, prasentierte der HEV Mitte April eine
von ihm in Auftrag gegebene Studie, welche folgerte, dass nachweislich
Mittelstandsfamilien mit einem jéhrlichen steuerbaren Einkommen unter 100'000
Franken vom Bausparen profitieren wurden. 17 Prozent der befragten Baselbieter
Wohneigentumsbesitzer gaben an, dass sie ohne Steueranreiz auf den Erwerb von
Wohneigentum verzichtet hétten. Darlber hinaus bilanziert die Studie zusatzliche
Einnahmen durch ansteigende Bauinvestitionen und Handénderungen von
Liegenschaften, welche laut ihren Berechnungen die durch das Bausparmodell
anfallenden steuerlichen Mindereinnahmen sogar Ubersteigen wirden. Die Studie stiess
hingegen entweder auf wenig Resonanz oder auf Kritik und Widerstand. Am
Abstimmungssonntag wurde das zweite Bausparanliegen dann mit einem &usserst
klaren Nein-Anteil von 68,9% um einiges deutlicher abgelehnt als das fakultative
Bausparanliegen der SGFB. Kein einziger Kanton ausserte sich mehrheitlich positiv zum
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.09.2012
MARLENE GERBER

Anliegen, womit dem bestehenden und seit der Revision des eidgendssischen
Steuerharmonisierungsgesetzes im Jahre 2005 rechtswidrigen Bausparmodell im
Kanton Baselland weitere Legitimation entzogen wurde. Mit Ablehnung des letzten
héngigen Anliegens zum Bausparen sieht sich der Halbkanton gezwungen, seine Praxis
endglltig zu beenden. Sogleich nach dem Abstimmungstermin gab die Baselbieter
Regierung bekannt, Bausparabzlge seien nur noch bis Ende des laufenden Jahres
zulassig.

Abstimmung vom 17. Juni 2012

Beteiligung: 38,5%
Ja: 601'449 (31,1%) / O Stéande
Nein: 1'332'839 (68,9%) / 20 6/2 Stande

Parolen:

- Ja: FDP(2)*, SVP; SBV.

- Nein: CVP(4)*, SP, EVP, CSP, GPS, GLP; SGB, Travail.Suisse.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen *°

Am 23. September kam mit der Volksinitiative ,,Sicheres Wohnen im Alter™ bereits das
dritte Volksanliegen zur Wohneigentumsférderung im Jahr 2012 zur Abstimmung. Das
Volksanliegen des HEV verlangte die Abschaffung der Eigenmietwertbesteuerung fur
Hausbesitzer im Rentenalter. Bundesrat und Parlament beantragten Ablehnung der
Vorlage. Wahrend der Nationalrat im Vorjahr entgegen Sténderat und Bundesrat noch
auf Annahme pladiert hatte, fihrte ein Umschwenken der BDP- und CVP/EVP-Fraktion
in der neu gewahlten grossen Kammer im Berichtsjahr zum Einlenken. Unter den
Verbanden kdmpfte der Hauseigentimerverband alleine auf weiter Flur fir das Anliegen
und erhielt von Seiten der Parteien lediglich Unterstitzung von der SVP. Die FDP, deren
Fraktion sich im Nationalrat noch fur die Initiative ausgesprochen hatte, beschloss an
ihrer Delegiertenversammlung die Nein-Parole. Ausschlaggebend fir diese Wende sei
unter anderem die herbe Abstimmungsniederlage der HEV-Bausparinitiative vom 17.6.,
liess Parteiprasident Philipp Mduller verlauten. Zahlreiche Ruckmeldungen von
Parteianhangern hatten die FDP flr deren positive Haltung zum Bausparen kritisiert. Es
habe sich gezeigt, dass Regelungen, von denen ausschliesslich eine bestimmte
Personengruppe profitieren kdnne, von der Parteibasis als unliberal erachtet werden.
Hingegen stellten sich einige kantonalen Sektionen der CVP und FDP sowie eine BDP-
Sektion gegen ihre Mutterparteien und empfahlen den Blrgern ein Ja. Bei einer
Stimmbeteiligung von 41.5% lehnte das Schweizer Volk die Initiative dann mit einem Ja-
Anteil von 47.4% und der Zustimmung durch 9 1/2 Stande ab. Unterstltzung fand das
Anliegen insbesondere in der Ostschweiz, sowie in den Kantonen Solothurn, Genf und
Tessin. Hans Egloff, Prasident des HEV, wertete dieses Ergebnis als ,Riesenerfolg™, wenn
man berlcksichtige, dass die eidgendssische Hauseigentimerquote nur 39% betrage.
Das Abstimmungsergebnis liess von verschiedenster Seite die Forderung nach einer
generellen Abschaffung der Eigenmietwertbesteuerung aufkommen. Wahrend sich der
Mieterverband und die Grune Fraktion fir einen reinen Systemwechsel aussprachen,
was zusatzlich die Aufhebung der bestehenden steuerlichen Abzugsmoglichkeiten
bedeuten wiuirde, favorisierten der HEV und die FDP einen Systemwechsel unter
Beibehaltung bestimmter Abzugsmdglichkeiten. Bereits in der Folgewoche wurden
verschiedenste Vorstdsse mit Vorschlagen zum Systemwechsel eingereicht. Die
parlamentarische Behandlung dieser Anliegen stand im Berichtsjahr noch aus.

Abstimmung vom 23. September 2012

Beteiligung: 41,5%
Ja: 1'013'871(47,4%) / 9 1/2 Stande
Nein: 1'125'355 (562,6%) / 115/2 Stdnde

Parolen:

-Ja: SVP; HEV, SGV.

- Nein: BDP(1)*, CVP(2)*, CSP, EVP, FDP(4)*, Griine, GLP, SP; SGB, Travail.Suisse.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen *¢
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VERWALTUNGSAKT
DATUM: 21.01.2011
MARLENE GERBER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.11.2008
NICOLAS FREYMOND

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.05.1992
MARIANNE BENTELI

Umweltschutz
Naturschutz

Der Bundesrat publizierte im 2011 die Vernehmlassungsergebnisse zur Ratifizierung der
Europdischen Landschaftskonvention. In  diesem ersten vdlkerrechtlichen
Ubereinkommen seiner Art verpflichten sich die Vertragspartner zum Schutz, zur
Planung, sowie zur nachhaltigen Pflege und Entwicklung der Landschaften. Die 2004 in
Kraft getretene Konvention wurde bereits von 34 der aktuell 47 Mitgliedstaaten des
Europarates ratifiziert; vier weitere Staaten, darunter die Schweiz, haben das
Ubereinkommen unterzeichnet, jedoch noch nicht ratifiziert. Eine Ratifizierung der
Konvention hatte fur die Schweiz einen vorwiegend programmatischen Charakter und
wilrde zur Unterstitzung der entsprechenden kantonalen und eidgendssischen
Politiken dienen; sie wilrde hingegen weder rechtliche noch instrumentelle
Anpassungen  nach  sich  ziehen. Die Vernehmlassungsergebnisse fielen
grossmehrheitlich positiv aus. Mit Ausnahme des Kantons Appenzell Innerrhoden
beflirworteten alle Kantone die Ratifizierung der Konvention, wobei als wichtigster
Grund das Subsidiaritatsprinzip angebracht wurde. Die SP, CSP, CVP und die Griinen
begrissten das Vorhaben der Regierung ebenfalls, da es in Einklang mit dem bisherigen
Engagement der Schweiz stehe und diesem sogar noch Nachdruck verleihe. Abgelehnt
wurde die Ratifizierung von der FDP und der SVP. Beide Parteien sahen in der
Konvention keinen Zusatzgewinn, da das Abkommen durch die geltenden
eidgendssischen Regelungen bereits erfillt sei. Im Gegenteil wiirde eine Ubereinkunft
den Handlungsspielraum der Schweiz moéglicherweise sogar einengen. Ebenfalls keinen
Zusatznutzen sahen verschiedene Wirtschaftsverbande, die Beflrchtungen zu
zusétzlichen  raumplanerischen  Auflagen  anmeldeten.  Economiesuisse  und
hotelleriesuisse waren dem Anliegen gegeniber hingegen freundlich gestimmt. ¥

Allgemeiner Umweltschutz

Le camp des opposants était quant a lui constitué d’'un comité de gauche (PS, Verts,
PdT) et d'un comité du centre (PDC, PCS, PEV, Verts libéraux), ainsi que des
organisations de protection de I'environnement (ATE, Greenpeace, WWF, Pro Natura,
Initiative des Alpes, etc.), de Travailsuisse et de I'USS. Il a fait valoir que le droit de
recours des associations permettait de faire respecter le droit de I'environnement. Il a
également souligné que le droit de recours exercé contre une décision d’un organe de
|'Etat était une composante essentielle de I'Etat de droit, puisqu’il garantit que
personne, pas méme les titulaires du pouvoir politique, n'est au-dessus de la loi. Les
organisations écologistes ont par ailleurs balayé le reproche des initiants selon lequel
les recours ne visaient qu’a faire obstacle aux projets afin de négocier des concessions
ou, pire, des dédommagements financiers. Elles ont en effet publié une synthese
chiffrée de leurs activités judiciaires au cours de I'année 2007 dont il ressort que les
associations ont obtenu partiellement ou totalement gain de cause dans plus de 70%
des cas ou elles ont déposé un recours et n‘ont perdu que dans 16% des cas. Les
opposants en ont tiré I'argument de la Iégitimité du droit de recours et de son usage
raisonnable par les associations, rejetant lI'accusation d’obstruction sur les
particuliers.

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Medizinische Forschung

Dafiir ausgesprochen hatten sich mit Ausnahme von AP, EDU, LP und SD alle im
Parlament vertretenen Parteien, die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen,
der Bauernverband und die Kleinbauernvereinigung, der Evangelische Kirchenbund, der
Katholische Frauenbund, die Standesorganisationen von Chemischer Industrie und
Medizin, die Kommission fur biologische Sicherheit, der Bund flr Naturschutz sowie
das ehemalige Initiativkomitee, welches 1987 mit der Einreichung seines
Volksbegehrens «gegen Missbrauche der Fortpflanzungs- und Gentechnologie beim
Menschen» die Diskussion Gberhaupt erst lanciert hatte.

Bekdmpft wurde der Verfassungsartikel von der Liberalen Partei, welcher die neuen
Regelungen bereits zu restriktiv waren. Als zu permissiv wurde er hingegen von AP, EDU,
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.08.2011
SEBASTIEN SCHNYDER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.03.2014
FLAVIA CARONI

der SD und der Jungen SVP abgelehnt, ebenso von der Vereinigung «Ja zum Leben»
unter der Fuhrung des Berner EVP-Nationalrats Zwygart, von zahlreichen
Frauenorganisationen wie der Ofra, der FraP und - abweichend von der Gesamtpartei -
vom Vorstand der CVP-Frauen, von Behindertenvereinigungen sowie vom Basler Appell
gegen Gentechnologie und der Schweizerischen Arbeitsgruppe Gentechnologie (SAG). *

Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Une initiative populaire fédérale « Imposer les successions de plusieurs millions pour

financer notre AVS (réforme de la fiscalité successorale) » a été lancée par les partis

socialiste, écologiste, évangélique et chrétien-social ainsi que par I'Union syndicale
i 40

suisse.

Krankenversicherung

Die politischen Kampagnen zur Abstimmung Uber die Volksinitiative ,Fir eine
offentliche Krankenkasse™ vom 28. September 2014 begannen schon bald nach der
parlamentarischen Beratung in der Fruhjahrsession und zogen sich mit grosser
Intensitat bis zum Abstimmungstermin hin. Die Argumentationslinien verliefen entlang
denen in den Raten, wobei sich medial die haufige Beschaftigung der Bevolkerung mit
dem Thema in ihrem Alltagsleben und gleichzeitig ein grosser Bedarf nach Faktenwissen
abzeichneten. Zahllose Politikerinnen, Gesundheitsexperten, Kadermitglieder der
Kassen und Journalistinnen &usserten sich in Interviews, Podien und Kolumnen.
Auffallend stark mobilisierte das Thema in der Romandie, die sich bei Volksinitiativen
mit ahnlichen Forderungen in der Vergangenheit bereits offener flir einen
Systemwechsel gezeigt hatte als die Deutschschweiz. Verschiedene Details gaben Anlass
zu Diskussionen. So ortete zu Beginn der Kampagne das Gutachten eines St. Galler
Rechtsprofessors, in Auftrag gegeben von der Initiativgegnerschaft, einen Fehler im
Initiativtext: Da der Text kantonal einheitliche Pramien verlange, waren in Zukunft keine
Rabatte flr junge Erwachsene und insbesondere keine Kinderpramien mehr maoglich.
Auch Rabatte bei Hausarzt- oder Telemedizin-Modellen und bei hohen Franchisen
wéren laut dem Gutachten nicht mehr erlaubt. Die Initianten widersprachen: Es sei zu
einer Unklarheit aufgrund ungenauer Ubersetzung des urspriinglich in franzésischer
Sprache eingereichten Initiativtexts durch die Bundeskanzlei gekommen. Bei genauer
Ubersetzung miisse es heissen: ,Fir jeden Kanton wird eine Pramie festgelegt",
wahrend in der geltenden Ubersetzung von einer ,einheitlichen" Pramie die Rede ist.
Auch die Hohe der durch die 6ffentliche Kasse realisierbaren Einsparungen sorgte fur
Diskussionsstoff. Wahrend die Befurworter von einer Milliarde - mittel- bis langfristig
gar von drei Milliarden - sprachen, hielten die Gegner dagegen, man kénne hdchstens
von CHF 350 Mio. an Einsparungen im administrativen Bereich ausgehen, viel
wahrscheinlicher jedoch von nur CHF 100 Mio. Bereits im Frihling 2013 hatte sich das
Gegner-Komitee ,Alliance Santé™ konstituiert, dem rund 100 Parlamentsmitglieder,
Vertreter der Leistungserbringer, die beiden grossen Krankenversichererverbande
Santésuisse und Curafutura, Patienten- und Konsumentenschutzverbénde, der
Versicherungs-, der Gewerbe- und der Bauernverband sowie der Pharmaverband
Interpharma angehorten. Zwischen Juni und August 2014 formten sich zudem diverse
kantonale Komitees. Die Arzteschaft, der in Abstimmungen zum Gesundheitswesen ein
grosser Einfluss zugeschrieben wird, bildete einen Spezialfall: Einige Verbande, unter
ihnen der Verband der Assistenz- und Oberarztinnen und -&rzte, schlossen sich dem
Ja-Komitee an, da sie sich von der Einheitskasse eine Minderung des eigenen
administrativen Aufwands, mehr Zeit fir die Patientinnen und Patienten und eine
bessere Koordination der Behandlungen erhofften. Andere, darunter der Spitalverband
H+, beflirchteten ein Staatsmonopol in der Medizin mit allfalliger Leistungsrationierung
und schlossen sich dem Nein-Lager an. Der Dachverband FMH beschloss aufgrund der
internen Divergenzen schliesslich Stimmfreigabe. Seitens der Parteien beschlossen
nebst der SP die Grunen, die EVP und die CSP die Ja-Parole, alle anderen grossen
Parteien sprachen sich flr ein Nein aus. Travail.Suisse schloss sich dem Ja-Lager an.

Einige Aufmerksamkeit erhielt die schwierige Rolle des Gesundheitsministers Berset,
der im Abstimmungskampf das Nein des Bundesrates zur Initiative seiner eigenen Partei
vertreten musste - eine Rolle, die er dem allgemeinen Tenor nach gut erfillte. Deutlich
umstrittener war die Rolle der Krankenversicherer im Abstimmungskampf. Durch ihre
Verbande waren sie im Nein-Komitee vertreten und steuerten drei der funf Millionen
Franken zum Kampagnenbudget bei, viele engagierten sich aber auch direkt gegen die
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 24.09.2006
MARIANNE BENTELI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 24.09.2006
MARIANNE BENTELI

Volksinitiative. Bereits fruh publizierten diverse Kassen in ihren auflagenstarken
Kundenmagazinen Artikel gegen die 6ffentliche Krankenkasse oder boten in Interviews
prominenten Mitgliedern des Nein-Lagers eine Plattform. Vom Initiativkomitee ernteten
die Kassen damit umgehend Kritik: Sie wirden das Gebot der objektiven,
verhéltnisméssigen und zurlickhaltenden Information krass verletzen, das fur sie als mit
offentlichen Bundesaufgaben betraute Organe in gleicher Weise wie flr staatliche
Behdrden gelte. Die Kassen hielten dagegen, sie wirden auch beflrwortenden Stimmen
Platz in ihren Publikationen einrdumen; zudem wirden sie das Geschéft durch und
durch kennen und héatten damit die Pflicht, Uber die Konsequenzen der Initiative zu
informieren. Im Juli wurde im Kanton Bern eine Abstimmungsbeschwerde gegen sieben
Kassen beim Regierungsrat eingereicht; diese hatten durch ihre nicht objektive und
unsachliche Information in ihren Publikationen die Abstimmungsfreiheit verletzt. Der
Beschwerdeflhrer wurde von der SP juristisch unterstutzt. Wenige Tage darauf folgten
Abstimmungsbeschwerden in den Kantonen Waadt, Genf, Basel-Stadt und Tessin.
Allerdings stellte sich schnell heraus, dass die kantonalen Behdrden nicht zustandig
sind: Da die Beanstandungen kantonsubergreifende Aspekte betreffen, fuhre der
Rechtsmittelweg direkt ans Bundesgericht, so die jeweiligen Antworten. Das daraufhin
mit zwei Stimmrechtsbeschwerden angerufene oberste Gericht stellte knapp drei
Wochen vor der Abstimmung fest, die Krankenkassen seien bei der vorliegenden
Abstimmung nicht zur sonst erforderlichen Neutralitat verpflichtet, da die Vorlage sie in
qualifizierter Weise betreffe. Eine sachliche Argumentation und Zurlckhaltung beim
Einsatz von Werbemitteln und finanziellen Ressourcen kénnten dennoch erwartet
werden. Das Gericht zweifelte diese Sachlichkeit bei einzelnen Publikationen zwar an.
Es fUhrte aber aus, da der Abstimmungskampf intensiv gefihrt werde und auch das Ja-
Lager ausreichend zu Wort kdme, wiirden die Ausserungen der Krankenkassen das
Abstimmungsergebnis nicht wesentlich beeinflussen. Auf diverse Punkte der
Beschwerden war das Gericht gar nicht eingetreten, da diese als nicht ausreichend
begriindet angesehen wurden. *

Soziale Gruppen
Asylpolitik

Asylgesetz. Teilrevision
Abstimmung vom 24. September 2006

Beteiligung: 48,9%
Ja: 1598 399 (67,8%)
Nein: 760 787 (32,2%)

Parolen:

Ja: CVP (6*), FDP (1*), SVP, LP, SD, EDU, FPS, Lega; Economiesuisse, SGV, SBV.

Nein: SP, EVP, CSP, PdA, GP; SGB, Travail.Suisse, ev. und kath. Landeskirchen,
Hilfswerke, Schweizerische Fluchtlingshilfe.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Bundesgesetz Uber die Auslanderinnen und Auslander (AuG)
Abstimmung vom 24. September 2006

Beteiligung: 48,9%
Ja: 1602134 (68,0%)
Nein: 755 119 (32,0%)

Parolen: Ja: CVP (6*), FDP (1*), SVP, LP, SD, EDU, FPS, Lega; Economiesuisse, SGV, SBV.
Nein: SP, EVP (1*), CSP, PdA, GP; SGB, Travail.Suisse, ev. und kath. Landeskirchen,
Hilfswerke, Schweizerische Flichtlingshilfe.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen
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MARIANNE BENTELI

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.11.2009
MARLENE GERBER

Familienpolitik

Mit einem Ja-Stimmenanteil von 68% hiess das Volk am 26. November die
Harmonisierung der Familienzulagen klar gut. Das Gesetz wurde einzig in Appenzell
Innerrhoden mit 54,4% abgelehnt. Am grossten war die Zustimmung mit 83,7% im
Kanton Jura. Es ist dies jener Kanton, in dem die Familien vom neuen Gesetz am
meisten profitieren werden, weil dort die Kinderzulagen am tiefsten waren. Auch die
Kantone Neuenburg, Waadt und Bern, deren Zulagen ebenfalls deutlich unter dem
kiinftigen Minimum lagen, stimmten der Harmonisierung mit Mehrheiten von tGber 70%
zu. Mit Ausnahme von Genf lagen die durchschnittlichen Ja-Stimmenanteile in den
Kantonen der Westschweiz und im Tessin héher als in der Deutschschweiz.

Abstimmung vom 26. November 2006

Beteiligung: 45,0%
Ja: 1480796 (68,0%)
Nein: 697 415 (32,0%)

Parolen: Ja: CVP, SP, EVP, CSP, PdA, PSA, GPS, SD, EDU, Lega; SBV, SGB, Travail.Suisse.
Nein: FDP (4*), SVP, LP, FPS; Economiesuisse, SGV.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen *2

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Ziemlich Uberraschend kindigte Urs Frauchiger, seit 1992 Direktor der Stiftung Pro
Helvetia seinen Riicktritt per Ende September an. Als Hauptgrund flr seine
Entscheidung nannte er Amtsmiidigkeit. Da auf Ende des Berichtsjahres auch das
Mandat der Stiftungsprasidentin, der Solothurner CVP-Stéanderatin Rosmarie Simmen
auslief, musste gleich die ganze Fihrung der Pro Helvetia neu bestellt werden. Ende
November wahlte der Stiftungsrat den Blindner CSP-Politiker und Sekretér der Lia
Rumantscha Bernard Cathomas zum neuen Direktor. Zur Stiftungsprasidentin ernannte
der Bundesrat die scheidende Stadtprasidentin von Lausanne und frihere Waadtlander
SP-National und Standeratin Yvette Jaggi.

Kirchen und religionspolitische Fragen

In der Volksabstimmung vom 29. November nahmen Volk und Stande die Minarett-
Initiative (Volksinitiative ~gegen den Bau von Minaretten™) trotz klarem Nein von
Bundesrat und Parlament mit einem deutlichen Ja-Anteil von 57,5% an. Einzig der
Kanton Genf verwarf die Initiative klar (40,3% Ja-Stimmen) und die Kantone Basel-
Stadt, Neuenburg und Waadt wiesen ein knappes Nein aus. Alle Ubrigen Kantone
nahmen die Initiative an. Wahrend der Kanton Zlrich nur ausserst knapp zustimmte,
waren es im Kanton Bern drei von funf Personen. Die Zustimmungsrate im Kanton
Tessin sowie in einigen Kantonen der Zentral- und Ostschweiz Uberstieg sogar 65%.
Neben der SVP und der EDU sprachen sich im Vorfeld auch die tbrigen Rechtsparteien
fir ein Minarettverbot aus. Alle Ubrigen Parteien sowie economiesuisse, die
Gewerkschaften und die Kirchen beschlossen die Nein-Parole. Nach der Abstimmung
kam es zu spontanen Mahnwachen und Demonstrationen in verschiedenen Stédten.
Reaktionen in auslandischen Medien und Stellungnahmen von Regierungsvertretern und
anderen Politikern waren zahlreich und mit Ausnahme von Seiten der Rechtspopulisten
Uberwiegend negativ. Der Europarat, das UNO-Hochkommissariat flir Menschenrechte
und die Organisation der islamischen Konferenz der UNO verurteilten den Entscheid.
Auch im islamischen Raum sorgte das Minarettverbot fur Enttduschung und Empdrung;
mehrere religiose FlUhrer warnten aber die Muslime in der Schweiz vor einer
Uberreaktion und ermutigten sie zur Weiterfihrung und Verstarkung des
interkulturellen Dialogs. Aufrufe zum Boykott wurden hauptsachlich im Internet
publiziert. Online-Umfragen européischer Zeitungen zeigten jedoch, dass Burger
anderer europaischer Lander der Initiative auch mehrheitlich zugestimmt hatten.
Stimmen von verschiedensten Seiten wurden laut, welche dazu aufriefen, die Angste
der Bevolkerung ernst zu nehmen und der grassierenden Verunsicherung gegentber
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

anderen Kulturen aktiv entgegen zu wirken.

VI .gegen den Bau von Minaretten™
Abstimmung vom 29. November 2009

Beteiligung: 53,8%
Ja: 15635010 (57,5%) / 17 5/2 Stande
Nein: 1134 440 (42,5%) / 3 1/2 Stéande

Parolen:

-Ja: SVP, SD, EDU, FPS, Lega.

- Nein: FDP, CVP(1)*, SP, EVP, CSP, PdA, GP, KVP, GLP, BDP; ZSA, economiesuisse, SGB,
Travail.Suisse.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen **

Medien
Radio und Fernsehen

Zwischen der Behandlung der Initiative im Parlament im September 2017 und der
Volksabstimmung im Méarz 2018 riss die Berichterstattung und die Debatte iiber die
Initiative zur Abschaffung der Billag-Gebiihren nicht mehr ab. Insbesondere nachdem
Medienministerin Doris Leuthard im Oktober 2017 die neue Radio- und Fernsehabgabe
von 365 Franken pro Jahr préasentiert hatte, gab es fur die Medien kein Halten mehr.
Diskutiert wurden in der Folge alle moglichen Aspekte der Vorlage. Relativ schnell
beschrieben war der Inhalt der Initiative: Die Empfangsgebuhr fir Radio und Fernsehen
soll abgeschafft werden und der Bund soll in Friedenszeiten keine Radio- und
Fernsehstationen betreiben oder subventionieren durfen. Stattdessen soll er
entsprechende Konzessionen versteigern. Welche Auswirkungen eine solche Anderung
hétte, wer sie befUrwortete oder bekampfte und wer wie davon betroffen ware, sorgte
in der Folge in Medien und Gesellschaft fur viel Gesprachsstoff und wurde in Uber
7'000 Presseartikeln und 68'000 Tweets, Letztere geméss (Fog) alleine zwischen
anfangs Januar und Mitte Februar 2018, diskutiert.

Zu Beginn des Abstimmungskampfes besonders interessant war die Frage nach den
Initianten und Befiirwortern der Vorlage. Diese stellten geméss Le Temps eine «alliance
de circonstance» zwischen verschiedenen Akteuren vor allem aus der Deutschschweiz
dar: neoliberale Rechte insbesondere aus der Zircher SVP; junge Libertare, die
dadurch ihre Vision einer ultraliberalen Welt verbreiten wollten, sowie private Verleger,
die sich Vorteile aus der Initiative erhofften. Die Hauptakteure der No-Billag-Komitees
kamen folglich mit Olivier Kessler, Co-Initiator der Initiative und einstigem Prasidenten
der Jungen SVP Schwyz, mit Thomas Juch, No-Billag-Co-Prasident und Vizeprasident
der Jungfreisinnigen, mit Andreas Kleeb, Kommunikationsstratege und ehemaligem
Parteiprasidenten der FDP Zug, und mit den Prasidenten der Unterstitzerkomitees der
Romandie, dem Jungfreisinnigen Nicolas Jutzet, und des Tessins, dem SVP-
Gemeinderat von Lugano, Alain Buhler, aus dem Umfeld junger Libertarer. Deren
Bewegung erlangte in der Folge durch Zeitungsinterviews und Auftritte in
Diskussionsrunden einige mediale Aufmerksamkeit.

Anfangs sprach sich neben den Initianten kaum jemand fur die Initiative aus;
unterstitzt wurde sie lediglich von der Zircher SVP und vom Gewerbeverband, die
beide relativ fruh die Ja-Parole beschlossen hatten. Auch die Aktion Medienfreiheit,
eine Gruppe privater Verleger prasidiert von Natalie Rickli (svp, ZH), sprach sich fur die
Vorlage aus, da ihr die Aktivitdten der SRG zu weit gingen. Lange fragten sich die
Medien, was die SVP machen werde: Es seien bei ihr zwar schon immer Sympathien fir
die Initiative zu spuren gewesen, aber die Partei sei diesbezlglich gespalten. Eine
Halbierung der Gebuhr, wie es ihr Gegenvorschlag vorgesehen hatte, wéare von den
meisten Exponentinnen und Exponenten bevorzugt worden, war zu lesen. Ebendiese
Forderung anstelle der radikaleren Nullforderung hatte Nationalratin Rickli den
Initianten bereits vor Lancierung des Volksbegehrens nahegelegt. Die Medien erklarten
die Zurlckhaltung der SVP damit, dass es sich beim Thema der Initiative nicht um ein
Kernanliegen der SVP handle und die im Januar 2018 lancierte Begrenzungsinitiative
viele Ressourcen binde. Im Laufe der Kampagne sprachen sich jedoch immer mehr
Mitglieder der SVP fur die Initiative aus, unter ihnen auch alt-Bundesrat Christoph
Blocher und Nationalratin Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR). Kurz vor der
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Abstimmung empfahl die SVP schliesslich mit 242 zu 17 Stimmen ein Ja zur Initiative.
Zudem fassten die EDU und die Unabhéngigkeitspartei up! die Ja-Parole.

Da zu Beginn der Kampagne noch unklar war, ob sich die SVP oder der Gewerbeverband
finanziell beteiligen wirden, setzten die Beflurworter der Initiative auf Crowdfunding.
Dieses sorgte fur Aufmerksamkeit, nachdem der Betreiber der Crowdfunding-Seite
erklart hatte, die Sammelaktion fur die Initiative zu stoppen und die bereits erhaltenen
Gelder zurlckzubezahlen. Die No-Billag-Initiative sei schlecht fur die Kohésion der
Schweiz und als privates Unternehmen habe man das Recht, den Auftrag zu verweigern,
erklarte die Geschéftsleitung. Olivier Kessler wertete dies als Sabotage und Affront
gegen die Leute, die bereits insgesamt CHF 11'500 fur die Initiative gespendet hatten.
Knapp 24 Stunden spéter startete das Crowdfunding auf einer privaten Seite erneut
und erzielte nun - aufgrund von Solidaritatsbekundungen oder Gratiswerbung - mehr
Spendengelder als zuvor: In den ersten 48 Stunden erhielten die Beflirworter Spenden
Uber CHF 22000, bis Ende Dezember 2017 nahmen sie insgesamt CHF 86°000 mittels
Crowdfunding ein.

Das Lager der Initiativgegner war relativ breit aufgestellt. Von den Parteien gaben die
SP, die Grilinen, die CVP, die BDP, die GLP, die EVP und die CSP die Nein-Parole heraus,
genauso wie zum Beispiel Operation Libero, die Schweizerische Bischofskonferenz, die
KdK und die Westschweizer Regierungskonferenz. Zdgerlicher zeigten sich
Economiesuisse und FDP. Die Freisinnigen fassten zwar mit 204 zu 82 Stimmen klar die
Nein-Parole, machten aber an der Delegiertenversammlung ihrem Unmut gegenlber
der SRG Luft. FDP-Préasidentin Petra Gossi (fdp, SZ) fasste die Position der Partei
entsprechend zusammen: «Es braucht Anpassungen, aber keine Revolution.» Auf
deutliche Ablehnung stiess die Initiative hingegen bei der CVP, von den Medien haufig
als «<SRG-Partei» bezeichnet. Mit 50 zu O Stimmen beschloss der Parteivorstand die
Nein-Parole entsprechend deutlich; die CVP Ubernahm zudem die Leitung der
Kampagne. Trotz ihrer ablehnenden Haltung gegenlber dem Volksbegehren geizten
zahlreiche Initiativgegner nicht mit Kritik an der SRG und betonten, dass sie fir den
Gegenvorschlag gestimmt hatten, wenn dieser zustande gekommen ware.

In Ubereinstimmung mit der breiten Gegnerschaft der Initiative entstanden zahlreiche
verschiedene Contra-Komitees. Dazu gehdrten ein Uberparteiliches Komitee «Nein zu
No Billag», dem sich Uber 140 nationale Parlamentarierinnen und Parlamentarier
anschlossen, der Verein «Nein zum Sendeschluss»  dem verschiedene
zivilgesellschaftliche Akteure, darunter der Schriftsteller Pedro Lenz, der Direktor der
Schweizer Journalistenschule und ehemalige SRF-Chefredaktor Diego Yanez sowie die
Co-Prasidentin von Operation Libero Laura Zimmermann, angehorten. Operation
Libero engagierte sich auch in einer eigenen Kampagne und erhoffte sich, mit
Crowdfunding CHF 280°000 zu erhalten, was dem Betrag entspricht, den die Bewegung
bereits fur ihre Kampagne gegen die Durchsetzungsinitiative auf dieselbe Weise
erzielen konnte. Dieses Ziel erreichte Operation Libero im Dezember 2017 nach
lediglich einer Woche Sammelaktion: Nachdem eine Vorumfrage der Sonntagszeitung
einen deutlichen Vorsprung der Beflirworter gezeigt hatte, schossen die Spenden durch
die Decke. Zudem setzten sich das Komitee «NEIN zu No-Billag», bestehend aus
engagierten Personen aus der Zivilgesellschaft, das Schweizer Syndikat
Medienschaffender (SSM) mit der Kampagne «Made in Switzerland>», Kulturschaffende
mit dem <«Aufruf der Kulturschaffenden gegen No-Billag» und der «Verein fur die
Rettung meiner Lieblingssendung», der eigens flur diese Kampagne ins Leben gerufen
worden war, gegen die Initiative ein. Zudem entstanden verschiedene Regionalkomitees
in der Romandie, dem Tessin und im Blndnerland.

Breit diskutiert wurden in den Medien auch die Argumente der Befiirworter und
Gegner der Initiative. Die Initianten argumentierten, durch die Abschaffung der
sogenannten «ZwangsgeblUhren» kénne die Bevormundung der Birger durch den Staat
zumindest im Medienbereich gestoppt werden. Die Burger sollten die Freiheit haben,
zu wéhlen, was sie sehen und bezahlen wollen, erklarte Nicolas Jutzet. Dies betreffe
insbesondere die jlngere Generation, die kaum noch lineares Fernsehen nutze:
Untersuchungen des Fog sowie von Mediapulse und Vimentis verdeutlichten, dass nur
noch 14 Prozent der 18- bis 24-Jéhrigen Fernsehen als Hauptinformationsquelle nutzen,
die Marktanteile insbesondere von SRF 1in dieser Altersgruppe deutlich niedriger liegen
als fur altere Gruppen und Junge unzufriedener sind mit der SRG als altere Personen.

Uberdies wiirden die Gebiihren einen fairen Wettbewerb und damit die Entstehung
eines «vielseitigen und qualitativ hochstehenden Fernsehmarktes in der Schweiz»
verhindern, argumentierte Mitinitiant Sebastian Frehner (svp, BS). Eines der
prominentesten Argumente der Beflrworter bezog sich demnach auf die Rolle der SRG.
Die Befurworter der Initiative erachteten die No-Billag-Initiative als Moglichkeit, die
Ubermachtstellung der SRG zu brechen und dadurch die privaten Medienunternehmen
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zu stérken. Die SRG ruiniere mit ihren GebUhrenmilliarden und einer aggressiven
Wettbewerbsstrategie die privaten Medienhduser, da sie durch den Startvorteil der
GebuUhrenfinanzierung die Privaten am Werbemarkt unter Preisdruck setze und
einfacher in neue Geschaftsfelder vorstossen kénne, wurde argumentiert. Mit dieser
Meinung standen die Initiativbeflirworter nicht alleine da. Bis weit ins gegnerische Lager
pflichtete man den Initianten bei, dass die SRG die Presse und die privaten Sender
konkurriere, obwohl sie dies rechtlich nicht durfe. Eine finanzielle Unterstitzung der
SRG sei nodtig, erklarten hingegen die Ubrigen Initiativgegner. Dass bei den Medien der
freie Markt, den die Initianten forderten, nicht spiele, kénne man am Beispiel der
Zeitungen sehen, erklarte Martin Candinas (cvp, GR). Daher bedirfe es bei Produktion
und Verteilung von politischen und kulturellen Inhalten eines staatlichen Eingriffs, war
in Le Temps zu lesen. Ohne staatliche Unterstutzung kénnten die Kosten zur
Bereitstellung dieser Informationen nicht gedeckt werden. Da es sich fur die grossen
Medienunternehmen nicht lohnen wirde, sich an der Versteigerung der Konzessionen
zu beteiligen, kdme eine Ersteigerung einzig fur Milliardéare in Frage, betonte Roger
Nordmann (sp, VD) zudem. Folglich kdme es bei Annahme der Initiative zu einer
sogenannten «Berlusconisierung» der Medienlandschaft: Einzelne finanzstarke
Personen oder Unternehmen wirden zuklnftig den Medienmarkt und damit die
Meinungsbildung dominieren.

Welche direkten Folgen eine Annahme der Initiative fur die SRG hatte, war sehr
umstritten und entwickelte sich immer mehr zur Glaubensfrage. Wahrend
Medienministerin Leuthard sowie mehrere Exponenten der SRG betonten, dass eine
Annahme der Initiative das Ende der SRG bedeuten wirde, bezweifelten dies die
Initianten. Leuthard erklarte, dass die Initiative so klar formuliert sei, dass der
Bundesrat sie per Verordnung umsetzen wirde - das entsprechende Gesetz kdnne
wohl kaum rechtzeitig erarbeitet werden. Man wirde daher die Gebuhren innerhalb
eines Jahres zurlckfahren. Auch SRG-Prasident Jean-Michel Cina, SRG-
Generaldirektor Gilles Marchand sowie SRF-Direktor Ruedi Matter betonten, dass es bei
einer Annahme zu einem Lichterléschen bei der SRG und zu einer sukzessiven
Entlassung der 6'000 Mitarbeitenden kommen wirde. Insbesondere da bei Annahme
der Initiative ein Grossteil der Blrger sofort aufhéren wirde, Geblhren zu bezahlen,
wodurch die SRG in klrzester Zeit Liquidationsprobleme bekame. Danach gabe es in
der Schweiz nur noch hoch kommerzielles Fernsehen mit viel Werbung. Dieser
Darstellung widersprachen die Initianten: Sendungen mit hohen Einschaltquoten
liessen sich Uber den Werbemarkt weiterhin finanzieren, betonte zum Beispiel Andreas
Kleeb. Die SRG wurde durch die Initiative zu einem gewdhnlichen Medienunternehmen,
das sich am Markt bewahren musste, erklarte auch Christoph J. Walther, Fachjournalist
far Medien. Die Weltwoche rechnete aus, dass die SRG CHF 310 Mio. einnehmen
konnte, wenn nur ein Viertel aller heutigen SRG-Nutzerinnen und -Nutzer die SRG-
Programme zuklnftig abonnieren wirde. Da man bezlglich Werbung freier ware,
kénnte man den Zuschauerrickgang durch langere Werbefenster sowie Werbung in
Internet und Radio kompensieren. Auch der emeritierte Rechtsprofessor Rainer J.
Schweizer hielt die Darstellung eines abrupten Endes der SRG flr Ubertrieben. Er
erklarte, die SRG wirde vorlaufig ihren Programmauftrag behalten und konnte weiter
existieren, bis das Parlament das RTVG angepasst habe, weil dieses eine stérkere
rechtliche Wirkung habe als die AusfUhrungsbestimmungen der Initiative. Um die
Diskussionen zur Zukunft der SRG bei Annahme der Initiative auf eine solidere Basis zu
stellen, hatte die KVF-NR bereits im April 2017 einen Bericht des BAKOM zu zwei
Budgetvarianten der SRG gefordert, der im Juni 2017 erschien.

Nicht nur die SRG, auch die 21 respektive 13 regionalen Radio- und Fernsehstationen
wirde eine Annahme der Initiative vor grosse Probleme stellen, gaben Letztere zu
bedenken. Diese erhalten ebenfalls CHF 68 Mio., zuklnftig sogar CHF 81 Mio., aus dem
Gebuhrentopf und sind zu etwa 50 Prozent gebUhrenfinanziert. Ohne diese
Unterstlitzung kéonnten sie somit kaum UGberleben. Silvio Lebrument, Geschéftsfihrer
der Somedia, erklarte, auch fur den Radio- und Fernsehsender Sudostschweiz wurde
eine Annahme der Initiative das Aus bedeuten. Folglich kritisierte auch der Verband der
Schweizer Regionalfernseher Telesuisse die Initiative stark.

Eine Annahme der Initiative hatte schliesslich gemass den Initiativgegnern auch
negative Konsequenzen fir die (Sprach-)Minderheiten. So erklarte Medienministerin
Leuthard im Dezember, dass die Initiative diese deutlich starker treffen wiirde als die
Deutschschweiz. Heute fande eine Quersubventionierung der franzésisch- und
italienischsprachigen Sender durch die Deutschschweizer Geblhrenzahlenden statt:
RSI zum Beispiel erhélt 20.5 Prozent der Gebilhreneinnahmen fir 8.1 Prozent der
Einwohnerinnen und Einwohner. Ohne diese Umverteilung kénnten Radio- und
Fernsehsender in anderen Sprachregionen kaum produziert werden, da die Markte zu
klein seien, erklarte Pascal Crittin, Direktor von RTS. Ausschliesslich werbefinanziert
liesse sich hochwertiges Fernsehen nicht produzieren, bei einem Ja musse RTS daher
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schliessen. Entsprechend kritisch zeigten sich die Medien und Akteure in der Romandie
bezuglich der Initiative. Relativ lange war die Diskussion zur Initiative in den
Westschweizer Medien deutlich weniger virulent als in der Deutschschweiz, die
Initiative galt als chancenlos. Zudem sei das Westschweizer Fernsehen gemass Peter
Rothenblhler, langjahrigem Chefredaktor von Le Matin, dank verschiedener
hervorragender Informationssendungen in der Bevdlkerung fest verankert. Aufgrund
ausgewogener Informationsveranstaltungen und kontroverser Diskussionen sei auch der
Vorwurf, die Sender seien politisiert, nie aufgekommen. Diese positive Einstellung zur
SRG zeigte sich auch in der von Année Politique Suisse untersuchten Inseratekampagne:
Im Vergleich zu friheren Vorlagen wurden in den franzdsischsprachigen oder
zweisprachigen Kantonen Uberdurchschnittlich viele Contra-Inserate publiziert, jedoch
beinahe keine Pro-Inserate.

Speziell war die Lage flur den Kanton Tessin, wo RSI mit 1100 Stellen, 500 Stellen bei
Zulieferern und einer Wertschopfung von CHF 213 Mio. gemass einer Studie des
Wirtschaftsforschungsinstituts BAK Basel einer der grossten Arbeitgeber des Kantons
ist. RSI-Direktor Maurizio Canetta betonte entsprechend die Gefahr der Vorlage fur den
Sudkanton. Da das Tessin aktuell dreimal mehr Geld aus dem GebUhrentopf erhalte, als
es einzahle, wirden bei Annahme der Initiative nur noch kommerzielle Gewinne zéhlen,
die Regionalitat ginge verloren. Mittelfristig musse RSI schliessen, dann kénnten nur
noch italienische Sender empfangen werden. Trotz oder gerade wegen der starken Lage
von RSI entwickelte sich im Tessin eine Uberaus starke Beflirworterkampagne zur
Initiative. Mit fast 60 Inseraten im untersuchten Zeitraum und den untersuchten
Zeitungen - von denen jedoch mehr als die Halfte in der Lega-nahen Zeitung «ll Mattino
della Domenica» erschienen waren - legten sich die Beflirworter machtig ins Zeug, wie
die Auswertung von Année Politique Suisse zeigte. Hauptsachlich kritisierten sie darin
die Grosse der SRG und die staatliche Kontrolle des Fernsehens.

Ebenfalls besonders stark betroffen war der Kanton Graublnden als einziger
dreisprachiger Kanton. Martin Candinas erklarte, die Vorlage sei ein Frontalangriff auf
das ratoromanische Radio- und Fernsehangebot und ein Kahlschlag fur den
Medienplatz Schweiz. Der Kanton Graublinden wirde bei einer Annahme der Initiative
aus den Medien verschwinden, berichtet werden wirde nur noch Uber
Naturkatastrophen, ergénzte Nationalratin Silva Semadeni (sp, GR). Die Initiative musse
klar abgelehnt werden, damit ein deutliches Signal fur eine starke SRG gesendet werden
kénne, die in der Lage ware, Minderheitensprachen, Berggebiete und periphere
Regionen zu berlcksichtigen. Im Laufe der Kampagne wurden die Initiativgegner immer
deutlicher, Standerat Stefan Engler (cvp, GR) etwa sprach vom Verlust eines Stiickes
Identitat der Ratoromanen und von «einer Katastrophe flir den Kanton Graublnden».
Entsprechend aktiv zeigten sich die Blndner Initiativgegner auch in der
Kampagnenphase - in keinem anderen Kanton zahlte Année Politique Suisse mehr
Contra-Inserate.

Das Argument der Sprachminderheiten war jedoch auch in der Deutschschweiz
relevant. Hier sahen die Initiativgegner nicht nur die Schweizer Medienlandschaft,
sondern mit ihr gar die nationale Kohéasion gefahrdet. Diese beruhe namlich gemass
NZZ unter anderem auf der Bereitschaft, die kleineren Sprachregionen mit Nachrichten
und Unterhaltung zu bedienen und die kulturelle Vielfalt zu férdern. Durch die Initiative
wirde «einer der letzten Stutzpfeiler unseres gemeinsamen Schweizer Dachs» verloren
gehen, erklarte Nationalrat Christoph Eymann (Ipd, BS).

Gegen eine solche «Uberhdhung» der SRG wehrten sich wiederum die Beflirworter der
No-Billag-Initiative: Die Initiativgegner wirden die SRG zur Rettung der vierten Gewalt
und die No-Billag-Abstimmung zur Schicksalsfrage fir die Schweiz hochstilisieren,
kritisierte Nationalrat Lukas Reimann. Dabei hatten Umfragen gezeigt, dass selbst von
den Initiativgegnern eine Mehrheit nicht glaube, dass die SRG mit Annahme der
Initiative untergehen wirde. Schliesslich bestritten die Beflrworter der Initiative nicht
nur die Darstellung der Medienministerin und der SRG-Verantwortlichen, wonach die
SRG bei Annahme der Initiative nicht Uberleben kénne, sie kritisierten insbesondere
auch deren Weigerung, einen Plan B vorzulegen. Die SRG-Fuhrung habe die Pflicht, den
Fortbestand des Unternehmens sowie die Fortbeschéaftigung der Mitarbeitenden unter
allen Umstanden zu sichern, erkléarte unter anderem Nationalrat Gregor Rutz (svp, ZH).
Dies veranlasste Andreas Kleeb, aber auch den Verleger der AZ Medien, Peter Wanner,
zu Spekulationen, wonach die SRG Uber einen Plan B verflge, diesen aber aus
taktischen Griinden nicht kommuniziere.

Die Kampagnen zur No-Billag-Initiative konzentrierten sich  stark auf
Onlinekommentare und soziale Medien. Die Twitter-Aktivitdten zu No-Billag starteten
anfangs Oktober und stiegen bis Ende Februar stetig an. Das Fog zéhlte von Januar bis
Mitte Februar 2018 insgesamt 68'000 Tweets. Die Untersuchung des Fog bestatigte
auch die oftmals gedusserte Vermutung, dass es bei den Twitter-Aktivitaten zu einer
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Bildung von Informations-Filterblasen komme: Groésstenteils bekamen die Nutzer nur
Inhalte zu Gesicht, die mit ihren eigenen Ansichten Ubereinstimmten. Ausserordentlich
stark tobte der Abstimmungskampf auch in den Medien. Das Fog bezeichnete die No-
Billag-Initiative als «Sonderfall», da die Initiative Uber die ganze Kampagnendauer
Uberdurchschnittlich viel Aufmerksamkeit in den Medien erzielt hatte. Das Fog zahlte in
den 14 Wochen vor der Abstimmung in den untersuchten Zeitungen 1049 inhaltliche
Artikel zur Vorlage - insgesamt war die Rede von Uber 7000 Artikeln -, deutlich mehr als
bei anderen vielbeachteten Vorlagen wie der Unternehmenssteuerreform Ill, der
Durchsetzungsinitiative, der Masseneinwanderungsinitiative oder gar beim RTVG. Die
Tonalitat bezlglich der Initiative war in beinahe allen untersuchten Medien negativ,
einzig die Weltwoche berichtete mehrheitlich positiv dartber. Vergleichsweise gut
schnitt die Initiative auch bei der Aargauer Zeitung, 20 Minuten, der BaZ und der
Sonntagszeitung ab. Uberdurchschnittlich viel Resonanz erhielten geméass dem Fog die
Pro-Akteure jedoch neben der Weltwoche auch in den untersuchten Programmen der
SRG. Waéhrend die Kampagne somit im inhaltlichen Teil der Zeitungen
Uberdurchschnittlich stark vertreten war, zeigte sich in den Inseratespalten kein
auffalliges Bild: Die Komitees schalteten im Vergleich mit Abstimmungen der
vergangenen vier Jahre nur durchschnittlich viele Zeitungsinserate.

Am héaufigsten portratiert wurde die Position von Vertretern der Zivilgesellschaft, wie
die Studie des Fog zeigte. Diese gehodrten gemass Fog Uberdies zu den grossten
Kritikern der Initiative. So meldeten sich im Laufe der Kampagne zahlreiche
zivilgesellschaftliche Organisationen zu Wort; Diego Yanez, Vorstandsmitglied des
Komitees «Nein zum Sendeschluss», sprach von einem «Ruck, der durch die
Zivilgesellschaft» ging. Bekampft wurde die Vorlage von vielen Seiten: Der
Gehorlosenbund zum Beispiel sprach sich gegen die Initiative aus, da man auf
Sendungen mit Untertiteln oder in Gebérdensprache angewiesen sei. Bereits das
heutige Angebot sei ungentgend, eine Annahme der Initiative wirde aber die Situation
noch verschlechtern, erklarte Corinne Parrat, die gehdrlose Miss-Handicap 2009. Auch
die Sportfans und -organisatoren meldeten sich zu Wort. Sie sorgten sich, dass nach
Annahme der Initiative kaum noch SportUbertragungen im Free TV zu sehen sein
wirden. Seit Beginn der Erhebung 2013 waren die zehn meistgeschauten Sendungen im
SRF Sportibertragungen, von den Top 100 beinhaltete fast jede zweite Sendung Sport.
Insbesondere Anhéanger von Nischensportarten waren besorgt: Private wurden wohl
kaum Berichte zu Uber 100 verschiedenen Sportarten ausstrahlen, wie es die SRG tue,
war zu vernehmen. Auch Swiss Olympic beteiligte sich an der Diskussion: Die SRG sei
einer «der wichtigsten Sportférderer der Schweiz», sowohl fur Elite- als auch fur
Breitensport. Ein Ja wére daher das Ende von mehr als nur der SRG.

Auch von kultureller Seite wurde Kritik an der Initiative laut. Die Interessengemeinschaft
Volkskultur, der 33 Verbande und 400°000 Aktivmitglieder angehoren, fasste
einstimmig die Nein-Parole. Prasident Albert Vitali (fdp, LU) erklarte, bei Annahme der
Initiative sei zum Beispiel die Ubertragung von Schwing- und Jodelfesten in Gefahr, weil
Private die Kosten der Ubertragung nicht stemmen koénnten. Die Nein-Parole erliessen
auch der Blasmusikerverband sowie der Eidgendssische Jodelverband. «Fur die
Freunde der Volkskultur ist die Initiative ein Affront», betonte die Prasidentin des
Jodelverbands Kathrin Niederberger. Fir Brauchtumsfeste sei die SRG ein
unverzichtbarer Partner.

Anders sah es hingegen lange Zeit bei der Schweizer Musikbranche aus. Noch im
November 2017 kritisierte die Sonntagszeitung, dass sich diese nicht zur Vorlage
ausserte, obwohl die SRG die Karrieren der Schweizer Musiker entscheidend gefordert
habe. So wirden jahrlich CHF 300 Mio. von der SRG zu den Kinstlern fliessen, was fur
einige mehr als 40 Prozent des Einkommens ausmache. Da Privatradios einen deutlich
niedrigeren Anteil an Schweizer Musik spielten als die SRG-Kanéle, seien die Musiker auf
Letztere angewiesen. Ahnlich sehe es bei der Filmbranche aus, betonten die Medien.
Die SRG habe in den letzten 30 Jahren CHF 300 Mio. in die Filmférderung investiert
und unterstttze zudem jahrlich Schweizer Filme mit CHF 30 Mio. bis 40 Mio. Dieser
Aufruf zeigte Ende 2017 Wirkung, als unter dem Motto «Nein zum Blackout - Nein zu No
Billag» Werbespots mit zahlreichen verschiedenen Schauspielerinnen und Schauspieler
ausgestrahlt wurden. Finanziert wurden diese vom Dachverband der Schweizer Film-
und Audiovisionsbranche Cinésuisse, der darauf hinweisen wollte, dass zahlreiche
Filme wie «Die Schweizermacher» oder «Heidi» ohne die enge Partnerschaft mit der
SRG nicht héatten realisiert werden kénnen.

Diese Solidaritatsbekundungen I6sten jedoch nicht nur Begeisterung aus. Die
Weltwoche sah sich in ihrer Kritik bestatigt: Durch die Initiative wirden die
Verflechtungen der SRG sichtbar; diese mache sich die Abhangigkeiten zahlreicher
Akteure fur ihre Zwecke zu Nutze. Dabei kritisierte die Weltwoche insbesondere die
Printmedien, welche die SRG Uber die Jahre abhéngig gemacht habe. Zum Beispiel
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zahle sie jahrlich mehrere Millionen Schweizerfranken an die Somedia, die NZZ-Gruppe
sowie die AZ-Medien und insgesamt fléssen jahrlich CHF 67.5 Mio. an private Radio-
und Fernsehstationen. Das erklare auch, warum von dieser Seite nur leichte Kritik an
der SRG geéaussert wlrde. Diejenigen, die auf diese Weise von der SRG profitierten,
hatten sich nun auch gegen die Initiative ausgesprochen, erklarte die Weltwoche.
Allgemein blieb die Haltung der Zeitungen zur Initiative jedoch wunklar. Der
Verlegerverband (VSM) mochte anfangs keine klare Ja- oder Nein-Parole fassen,
empfahl schliesslich aber trotz bestehender Differenzen die Ablehnung der Initiative.
Zwar sei man fur die Gebuhrenfinanzierung, mache aber die Starke des Engagements
von den Zugestéandnissen der SRG abhéngig, erklarte Geschéaftsfihrer Andreas Hauptli.
Die SRG solle demnach langfristig ohne Werbung und Sponsoring auskommen und die
Kommerzialisierung des Angebots reduzieren, wurde gefordert. Auch der
Westschweizer Verband Médias Suisses sprach sich gegen die Initiative aus, wollte aber
die Contra-Kampagne nur unterstiutzen, wenn die SRG auf zielgerichtete Werbung
verzichte und aus der Admeira austrete.

Unter besonderer Beobachtung standen auch wahrend der Kampagnenphase die SRG
und ihre Mitarbeitenden: Vielfach wurde beflrchtet, dass sie aufgrund der fir sie
weitreichenden Konsequenzen der Initiative nicht wirden neutral bleiben kénnen.
Mitte Oktober definierte die SRG interne Leitlinien, die es ihren Mitarbeitenden
erlaubten, ihre Position Uber soziale Netzwerke zu vertreten und das Programmangebot
und die Werte der SRG proaktiv zu betonen. Die Mitarbeitenden durften hingegen keine
direkten Abstimmungsempfehlungen abgeben. In ihren Sendungen nahm die SRG
gemass Fog eine klar kritische Haltung zu der Initiative ein, die negative Tonalitat von
SRF und RTS entsprachen jedoch der durchschnittlichen Haltung der Medien, erklarte
das Fog weiter. Uberdurchschnittlich grosse Resonanz erhielten jedoch die Statements
der Befurworter bei der SRG. Diese zeigten sich jedoch mit dem Verhalten der SRG und
ihrer Mitarbeitenden im Rahmen des Abstimmungskampfes nicht zufrieden und
kritisierten deren «breit angelegte Informationskampagne», wie es der Bote der
Urschweiz formulierte. Insbesondere Sendungen zur Initiative selbst, vor allem die
Arena respektive ihr Moderator Jonas Projer wurden kritisiert. Olivier Kessler
beschuldigte Projer als SRG-Angestellten und «Zwangsgebuihren-Profiteur» zu wenig
unabhangig zu sein, um die Sendung zur No-Billag-Initiative fair zu leiten. Er habe die
Sendung einseitig moderiert und die Initiativbeflrworter deutlich héaufiger
unterbrochen als die Gegner, ergénzte Kessler auf seinem Blog. Auf diese
Anschuldigungen entgegnete Projer, dass die wichtigsten Themen beider Seiten
angesprochen worden seien und die Redezeit ausgeglichen gewesen sei - man habe
dies absichtlich gemessen. Unterstiutzung erhielt Projer im Nachhinein von SRG-
Ombudsmann Roger Blum, der die Sendung aufgrund zahlreicher Beschwerden
Uberprifte. Demnach habe Projer Kessler deutlich weniger kritische und mehr
unkritische Fragen gestellt als Bundesratin Leuthard, habe diese aber nie, Kessler sowie
Joachim Eder als Vertreter der Initiativgegner aber gleich haufig unterbrochen.
Insgesamt seien die Beflrworter zwar deutlich haufiger unterbrochen worden, eine
«férmliche Diskriminierung» habe der Ombudsmann aber nicht festgestellt. Das hatten
einige Zuschauer freilich anders wahrgenommen, in den sozialen Medien gingen die
Wogen hoch. In einer Twitter-Nachricht wurden Projer und seine Kinder gar mit dem
Tod bedroht, worauf dieser Strafanzeige einreichte.

Die SRG wurde jedoch nicht nur wegen dem Inhalt ihrer Sendungen, sondern auch
wegen deren Kampagnenfinanzierung kritisiert. Die Initiativbeflrworter beflrchteten,
die SRG setze Gebulhrengelder fur den Abstimmungskampf ein, was zum Beispiel Stefan
Ammann, Prasident der Jungfreisinnigen, als Beeinflussung wertete. Entsprechende
Anfragen von Sylvia Flickiger-Bani (A. 17.5446) und Lukas Reimann (A. 17.5455) im
Parlament ergaben, dass die SRG zwar nicht Uber ein Budget fur die
Abstimmungsdebatte verfligte, wohl aber Geld fUr Medienanfragen aus dem
Budgetposten «Public Affairs» bereitgestellt hatte. Dieser betrug furs Jahr 2016 CHF
400°000. Der Bundesrat erklarte diesbezlglich, die Tragerschaft der SRG habe das
Recht und die Pflicht, Diskussionen Uber den Service public zu fihren, jedoch mussten
die Auftritte sachlich und transparent sein. Gemaéass den Initiativ-BeflUrwortern war
hingegen auch das ausserst heikel, da dadurch Arbeitszeit von Personen mit
gebUhrenfinanzierten Léhnen in Anspruch genommen werde. Ferner brauche die SRG
keine Plakate mehr zu finanzieren, weil sie stattdessen auf bereits bekannte Gesichter
setzen kénne. %
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Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Wenn man sich in der SP darlber uneins war, ob und wieweit man mit burgerlichen
Parteien zusammenarbeiten koénne, so sah sich die Christlichdemokratische
Volkspartei (CVP) von der Frage nach ihrem Standort im Spannungsfeld zwischen rechts
und links bedrangt. Die Polarisierung in der schweizerischen Politik - und die in CVP-
Kreisen wachsende Tendenz zu einem konservativeren Kurs - hatte schon 1978 zu einer
Reaktivierung der christlichsozialen Linken gefihrt. Diese verflgt traditionellerweise
auf Landes- wie auf Kantonsebene Uber eigene, mehr oder weniger stark ausgebildete
Organisationen. |hr Dachverband, die Christliche Sozialbewegung der Schweiz,
beschloss zu Anfang des Jahres, ein hauptamtliches Sekretariat einzurichten; zugleich
trat er mit einem Informationsblatt («Der Funke») hervor.

An einer Delegiertenversammlung der CVP im Februar, die zur Erinnerung an die zehn
Jahre zuvor beschlossene Parteireform wieder in Solothurn abgehalten wurde, kamen
die inneren Spannungen zur Sprache; dabei forderte Parteipréasident Hans Wyer, selber
ein Christlichsozialer, eine bessere Verwurzelung der CVP in der Arbeiterschaft. Dem
entsprach man durch eine Verstarkung der Christlichsozialen im Parteiprasidium; im
Herbst folgte eine Statutenrevision, die den «Vereinigungen» innerhalb der Partei die
direkte Abordnung von Vertretern in die Delegiertenversammlung zugestand. (Die
einzige «Vereinigung» bildet bisher die Christlichsoziale Parteigruppe. Die Revision
anerkannte auch die CVP-Vertreter in der Bundesversammlung wieder als Delegierte,
wodurch das 1970 eingeflihrte demokratische Représentationsprinzip eingeschrankt
wurde.)

Die massgebenden Exponenten des christlichsozialen Fligels postulierten hoéchstens
eine Ruckkehr zur konservativ-christlichsozialen Doppelorganisation, wie sie vor 1970
bestanden hatte (so etwa Guido Casetti, Prasident des CNG).

Ein Schritt in dieser Richtung wurde in Genf getan, wo sich nach einem
rechtsgerichteten Groupement des indépendants auch ein Groupement chrétien-
social bildete. Die Genfer CVP weist bereits Gruppen der Bauern, der Jugend, der
Frauen und der Ausserkantonalen auf.

In Freiburg kam es dagegen zu einer eigentlichen Spaltung: Die bisher mit der CVP
verbundenen Christlichsozialen des deutschsprachigen Sensebezirks vereinigten sich
mit dem 1966 entstandenen Parti indépendant chrétien-social zu einer selbstéandigen
Formation; dadurch erscheint die noch immer dominierende Stellung der Partei im
katholischen Stammland an der Saane ernstlich bedroht. (Zur Christlichsozialen Partei
zéhlen 10 von 130 Grossratsmitgliedern.)

Der Anspruch der CVP, auf eidgendssischem Boden eine eigenstédndige Politik der Mitte
zu verfolgen, erschien namentlich linken Kritikern nicht eingelést. Vor allem wurde auf
eine eher konservative Haltung der christlichdemokratischen Sténderéate hingewiesen.
Wegen der Beschrankung des Mitbestimmungspostulats auf die Betriebsebene sowie
wegen der Zustimmung zum Saisonarbeiterstatut kamen aber auch Nationalrdate unter
Beschuss, in der Saisonnierfrage sogar aus den eigenen Reihen.

Progressiver  wirkte demgegentuber ein von der Partei verdffentlichtes
Entwicklungshilfekonzept, das u.a. Vorkehren gegen die Kapitalflucht aus der Dritten
Welt vorsah (v.a. das radikalere Konzept der Jungen CVP). *

Vor den Wahlen brachte die Parteiprasidentin Eva Segmdller (SG) ihre Hoffnung zum
Ausdruck, dass die schlechten Prognosen fur ihre Partei zusatzliche Krafte mobilisieren
wiirden; dies war jedoch nicht der Fall. Die CVP erlitt bei den Nationalratswahlen eine
Einbusse von 1,5 Prozentpunkten bei den Wahleranteilen und sank auf 18,2% (inklusiv
CSP-Listen in LU, SZ, SG, VS) ab; in sechs Kantonen verlor sie sieben Sitze und gewann
nur in einem ein Mandat neu hinzu. Im Stédnderat verlor sie zwei weitere Sitze (SZ, Tl),
nachdem 1990 schon in Glarus der christlichdemokratische Sitz an die FDP gegangen
war. ¥
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In der Stadt Zlrich kam der seit langerer Zeit bestehende Zwist zwischen CVP und CSP
zum Vorschein. Anlasslich der Nomination flr die stadtziircherischen Exekutivwahlen,
welche im Marz 1994 stattfinden, verweigerte die Prasidentenkonferenz der
stadtischen CVP dem bisherigen Willy Kiing die Nominierung fir eine weitere
Amtsperiode. Anlass fur diese Verweigerung bildete einerseits der Vorwurf der
parlamentarischen Untersuchungskommission, welche King flur Fehler bei der Fihrung
der stadtischen EDV-Abteilung verantwortlich gemacht hatte. Andererseits wurde ihm
von der Prasidentenkonferenz vorgeworfen, in wichtigen Fragen systematisch mit den
rot-grinen Parteien zu stimmen. In ihren Augen wirden dadurch die Werte der CVP zu
stark in den Hintergrund ricken. Als King darauf von der CSP-Gruppe fur die
Kandidatur nominiert wurde, schloss ihn die CVP aus der Partei aus. *°

Die CSP Obwalden beschloss den Austritt aus der CVP Schweiz. Sie begriindete dies
mit dem Zwiespalt, dem sie ausgesetzt sei, wenn sie einerseits als kantonal
eigenstandige Partei manchmal gegen die CVP Obwalden politisiere, andererseits aber
gleichzeitig in die nationale CVP eingebunden sei. Ausserdem héatten die
Christlichdemokraten Obwaldner CSP-Kandidaturen ins eidgendssische Parlament
kaum unterstutzt. In Zukunft wolle sich die CSP Obwalden auf die kantonale Politik
konzentrieren und sich wéhrend der néchsten zwei Jahre keiner nationalen Partei
anschliessen. Allenfalls werde man bei der unabhangigen CSP Schweiz um einen
Beobachterstatus nachsuchen. *°

Konservative und Rechte Parteien

Im Kanton Baselland haben sich innerhalb der CVP die Christlichsozialen zu einer
Arbeitsgruppe zusammengeschlossen. Ziel dieser Gruppe ist es, die kantonale
Mutterpartei auf eine Politik der Okologie und der Solidaritat zu verpflichten. Insgesamt
existieren damit christlichsoziale Arbeitsgruppen resp. Bewegungen und Parteien in
den Kantonen Baselland, Freiburg, Graubtnden, Jura, Obwalden, St. Gallen, Solothurn,
Thurgau, Wallis und Zirich. Die 1957 gegriindete Christliche Sozialbewegung (CSB), die
im wesentlichen von der Christlichsozialen Parteigruppe, dem Christlichnationalen
Gewerkschaftsbund und der Katholischen Arbeitnehmerbewegung getragen wird, hat
sich ein neues Leitbild mit Einbezug aller aktuellen gesellschaftlichen Themen, wie z. B.
Umweltpolitik, Gleichberechtigung oder Friedenspolitik, gegeben. *°

Die christlich-soziale Partei des Kantons Freiburg ist fir die Nationalratswahlen eine
Listenverbindung mit der Demokratisch-sozialen Partei eingegangen. Mit 7,7%
Waéhleranteil eroberte sie einen Sitz in der Person von Hugo Fasel, der in die CVP-
Fraktion aufgenommen wurde. Bei den kantonalen Wahlen eroberte die CSP neun Sitze
bei 7,1% Wahleranteil. Die blindnerische CSP versuchte mit einer Mitte-Links-Allianz
bei den Nationalratswahlen die CVP zu konkurrenzieren; mit der Listenbezeichnung
Christlichsoziale und Unabhéngige - in einem Wahlbindnis mit der SP, Autunna verde
und Jung 91 - erreichte sie 6,9% Wahlerstimmen. Die jurassische PCSI hat auf die
Teilnahme an den Nationalratswahlen verzichtet. ®

Im Kanton Schwyz wurde die christlich-soziale Parteigruppe neu gegriindet, nachdem
sie 1971  zusammen mit der Katholisch-Konservativen  Partei zur CVP
zusammengeschmolzen worden war. Sie beteiligte sich auch mit einer eigenen Liste -
verbunden mit derjenigen der CVP - an den Nationalratswahlen. Die Bestrebungen der
CSP Uri, sich von der Mutter-Partei loszusagen, flihrten im Berichtsjahr noch zu
keinem Entscheid. Im Kanton Luzern konnte die CSP ihren Sitz im Parlament
verteidigen, ebenso bei den Luzerner Stadtwahlen. %

Die christlich-sozialen Parteigruppen der Kantone Aargau und Obwalden unterstiitzten
im Gegensatz zur Mutterpartei die Krankenkasseninitiative, welche laut ihrer
Begrindung mit der christlichen Sozialbewegung in Einklang stehe. CSP-Parteigruppen
und Vereinigungen, welche in den CVP-Kantonalparteien integriert sind, existieren in
den Kantonen AG, GE, SZ, SO, SG, TG, UR, ZH sowie in den Stadten Zug und
Schaffhausen. Die CSP Oberwallis und die CSP Obwalden sind selbstandige CSP-
Kantonalparteien, welche direkt in die CVP Schweiz integriert sind. *°
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Die Christlichsoziale Partei der Schweiz (CSP) fasste im Berichtsjahr die Ja-Parolen zur
Krankenkassen- und  Tierversuchsinitiative, lehnte die Revision des
Stempelsteuergesetzes jedoch ab. Im Berichtsjahr existierten in den Kantonen
Freiburg, Graublinden und Luzern von der CVP unabhangige, zur CSP Schweiz
zusammengeschlossene Kantonalparteien; die CSP Jura (PCSI) blieb weiterhin
autonom. *

Die Christlich-Soziale Partei der Schweiz (CSP), die vor zwei Jahren gegriindet worden
war, wahlte an ihrer Delegiertenversammlung vom Maérz in Luzern die Zlrcher
Sekundarlehrerin Monika Bloch Siiss zur Prasidentin.

Die Delegierten verabschiedeten ein Zwoélf-Punkte-Programm, welches den Beitritt der
Schweiz zu EU und UNO, verstarkte Asylhilfe in den Ursprungslandern, die Sicherung der
Sozialwerke durch neue Mehrwertsteuerprozente, eine hoéhere Besteuerung der
nichterneuerbaren Ressourcen, den Ausstieg aus der Atomwirtschaft, die Einfihrung
einer CO2-Steuer sowie hohere Kinderzulagen wund Steuerabzlige fur die
Kinderbetreuung fordert.

Im September wurde mit Graubiinden die fiinfte Kantonalsektion in die Partei
aufgenommen. Die CSP ist damit in den Kantonen, Jura, Freiburg, Luzern, Zurich und
GraubUlinden vertreten.

Bei den Nationalratswahlen trat die CSP in den Kantonen Luzern, Freiburg und Zirich
an. Es gelang ihr, den bisherigen Sitz in Freiburg (Fasel) zu halten. *°

Bei den Parlamentswahlen im Kanton Graublinden verlor die CSP alle ihre drei
bisherigen Mandate.

Im Frihjahr sprachen sich die Delegierten der CSP flr eine starkere christliche
Orientierung der Partei aus, das christlichsoziale Gedankengut werde innerhalb der CVP
immer mehr verletzt - diese hatte fur die Mietrechts- und die 11. AHV-Revision die Ja-
Parole herausgegeben; und auch beim Steuerpaket, bei der Post-Initiative, der NFA und
der Stammzellenforschung, die spater im Jahr zur Abstimmung gelangten, gingen die
Meinungen der beiden Parteien auseinander; die Empfehlungen der CSP deckten sich
mit Ausnahme der Stammzellenforschung, zu der sie Stimmfreigabe beschloss, mit
jenen der SP. Im Sommer sprach sich der Vorstand der CSP flr den definitiven Ausstieg
aus der Kernenergie bis ins Jahr 2015 aus. Die nach wie vor ungelésten Probleme bei
der Endlagerung von radioaktiven Abféllen sowie der schnelle Technologiefortschritt
alternativer Energiequellen sprachen fur diesen Schritt. Gleichzeitig anerkenne die
Partei die Notwendigkeit von Endlagern flr radioaktive Abfélle in der Schweiz.

Bei den Wahlen in die Legislative der Stadt Luzern musste die CSP ihren einzigen Sitz
abtreten. *

Im Herbst trat die CSP des franzdsischsprachigen Wallis, die im Frahling in den
Grossratswahlen des Kantons einen Sitz hatte erringen kénnen, der CSP Schweiz bei.
Diese setzte sich bis anhin aus den Kantonalsektionen Jura, Zurich, Luzern, Obwalden
(als assoziiertes Mitglied) und Freiburg zusammen. Die CSP Schweiz beflirwortete
einstimmig das Schengen/Dublin-Abkommen, mit lediglich einer Gegenstimme die
Erweiterung der Personenfreizigigkeit auf die neuen EU-Lénder sowie mit grosser
Mehrheit das Partnerschaftsgesetz und das Gentech-Moratorium in der Landwirtschaft.
Zu den Sonntagsverkaufen in Bahnhofen gab sie die Nein-Parole heraus [53].

Hugo Fasel (FR), Nationalrat der Christlich-sozialen Partei (CSP), trat auf Ende des
Jahres zuriick. Sein Sitz wurde von Marie-Thérése Weber-Gobet Ubernommen. Fasel
war 17 Jahre im Nationalrat gesessen und hatte die Politik der CSP auf der nationalen
Ebene gepragt. An ihrer Delegiertenversammlung im April fassten die Christlichsozialen
folgende Parolen: Nein zur Einburgerungsinitiative, zur Initiative .fur Volkssouveranitat
statt Behdrdenpropaganda™ und zum Gesundheitsartikel. Im Oktober beschlossen die
Delegierten der CSP die Ja-Parole zur SGB-Initiative fiir eine Flexibilisierung des
Rentenalters, zur Hanfliberalisierungsinitiative und zum revidierten
Betdubungsmittelgesetz. Abgelehnt wurden die Initiative flr die Einschrankung des
Verbandsbeschwerderechts und die Initiative flr die Unverjahrbarkeit pornografischer
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Straftaten an Kindern. *®

An der Delegiertenversammlung vom 3. Oktober in Zlirich wurde Marius Achermann
zum neuen Prasidenten der CSP gewahlt. Der Freiburger ersetzte die Gemeinderéatin
der Stadt Zurich Monika Bloch Suss, die zehn Jahre an der Spitze der Partei gestanden
hatte. Bei den Regierungsratswahlen im Kanton Jura verlor die Partei ihren
Regierungsratssitz an die SP. Laurent Schaffter wurde nicht wiedergewéahlt. Auch bei
den kantonalen Parlamentswahlen in den Kantonen Jura und Obwalden musste die CSP
leichte Wahlerverluste hinnehmen. In Obwalden hat sie noch einen Wéhleranteil von
15.5%, im Jura von 13.2% (je 8 Sitze). **

An der Delegiertenversammlung im Januar beschloss die CSP die Unterstiutzung der
Waffeninitiative. Sicherheit sei wichtiger als Tradition, so das Argument.

In der Energiepolitik setzte sich die CSP gegen neue Kernkraftwerke ein. An der Januar-
Versammlung wurde eine Resolution gegen den Bau neuer Atomkraftwerke
verabschiedet und im Kanton Freiburg lancierte die Partei eine Volksmotion fur ein
stérkeres Mitwirkungsrecht der Bevolkerung bei Fragen zur Atomenergienutzung. Die
Partei sprach sich zudem flr eine sofortige Stilllegung des AKWs Miihleberg aus. ¢

Mit dem Slogan .einfach menschlich® wollte die CSP ihren Sitz im Nationalrat mit
Forderungen im Bereich der Sozial- Umwelt- und Bildungspolitik verteidigen. Gemass
ihrer Wahlplattform versprachen die Christlichsozialen, sich fir einen Ausstieg aus der
Kernenergie, die Vereinheitlichung der Schulbildung auf Bundesebene und flir eine
Aufhebung des kantonalen Steuerwettbewerbs einzusetzen. Die vor allem im Kanton
Freiburg stark verankerte CSP schaffte es allerdings nicht, ihren Sitz im Nationalrat zu
verteidigen. Marie-Thérése Weber-Gobet, die noch wéahrend der Legislatur fir den
bekannten Hugo Fasel nachgerickt war, vereinte zwar viele Stimmen auf sich, der
Wahleranteil der Partei war mit 5,5% aber zu gering fir den anvisierten Sitzerhalt. Die
Christlichsozialen waren neben Freiburg auch in den Kantonen Zirich (0,2%) und Wallis
(0,7%) angetreten - allerdings ebenfalls ohne zahlbaren Erfolg. Die urspringlich
geplanten Listen in den Kantonen Zug und Jura kamen nicht zustande. Damit war die
CSP erstmals seit 1991, als sie den Sitz mit Fasel erobert hatte, nicht mehr im nationalen
Parlament vertreten. ¢

Bei den kantonalen Wahlen im Kanton Freiburg konnte die CSP trotz Wahlerverlusten (-
1 Prozentpunkt; neu 3,7%) ihre vier Sitze halten. Pierre-Olivier Nobs, der ins Rennen um
die Staatsratssitze stieg, schaffte es in zwei Umgéangen jedoch nicht, an den arrivierten
Parteien vorbei zu kommen.

Der Verlust ihres Freiburger Sitzes bei den Nationalratswahlen 2011 war fur die CSP
Anlass, ihren Namen zu Uberdenken. Auf nationaler Ebene als auch in den Kantonen -
die CSP hat Sektionen in den Kantonen Jura, Freiburg, Wallis und Zirich - sollte bis im
Sommer 2013 vor allem Uber das C reflektiert werden. Darlber hinaus sollten auch
thematische Perspektiven entwickelt werden. Favorisierte Themen waren die
Generationenpolitik, die Umwelt- und Energiepolitik sowie die Raumplanung. An ihrer
Delegiertenversammlung Mitte Mai beschloss die Partei, mit einer Bindelung der Kréafte
und einem besseren Profil ,zuriick ins Bundeshaus™ zu wollen.

Die CSP stellte sich gegen den Bau einer zweiten Gotthardréhre und forderte in einer
Resolution die konsequente Verlagerung des Schwerverkehrs auf die Schiene. Zudem
forderte sie Ende Oktober eine koharentere Verkehrspolitik, welche die Randregionen
besser respektiere. Dies war eine Reaktion auf einen vom Bundesrat in die
Vernehmlassung gegebenen Vorschlag, unrentable Bahnlinien durch Busse zu
ersetzen. ¢
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MARC BUHLMANN
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DATUM: 26.10.2013
MARC BUHLMANN

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2013
MARC BUHLMANN

ANDERES
DATUM: 11.01.2014
MARC BUHLMANN

Ende Dezember beschloss die CSP, das Referendum gegen die Revision des
Asylgesetzes zu unterstitzen. Mit der neuesten Revision wirden fundamental wichtige
humanitére Prinzipien in Frage gestellt. ¢

Die CSP Schweiz hatte sich 1997 aus den jeweils unabhangigen Kantonalparteien Jura,
Freiburg, Luzern und Zurich national zusammengeschlossen. Seit 2002 gehorte auch
die CSP Valais Romand dazu, nicht aber die CSP Oberwallis, die zur CVP-Familie gehort.
Insgesamt verfligte die CSP Ende Berichtjahr in den Kantonen Uber 16 Mandate (ZH: 1;
FR: 4; JU: 8; VS: 3), wobei die drei Sitze im Kanton Wallis bei den
Gesamterneuerungswahlen verteidigt werden konnten. Der Sitz in Zurich fiel bereits
2012 der CSP zu, weil der fur die Christlich-Sozialen auf der Liste der Grlnen
antretende Kandidat als Ersatz fur eine zurlcktretende Kantonsratin der GP
nachrutschte. ¢

An der Delegiertenversammlung Ende August beschloss die CSP etwas Uberraschend
und nach eingehenden Diskussionen die Ja-Parole zur Initiative zur Aufhebung der
Wehrpflicht. Mit einer freiwilligen Armee kénnten die Leute gezielter und entsprechend
ihrer Kompetenzen eingesetzt werden. Die CSP-Ziurich entschied sich allerdings
entgegen der Parole der Mutterpartei fur Stimmfreigabe. Zum Raumplanungsgesetz
hatte die Partei Ende Januar in Martigny, auch unter dem Eindruck der starken Prasenz
der Walliser Sektion, Stimmfreigabe beschlossen. ¢

Die bereits im Vorjahr ins Auge gefasste Namensidnderung fir die nationale
Mutterpartei nahm im Berichtjahr Gestalt an. Ende August schlug der Vorstand der CSP
das neue Label ,Mitte links — CSP™ vor. An der Delegiertenversammlung vom 26. Oktober
in Delémont wurde Uber diesen Vorschlag beraten. Die Abgeordneten hiessen den
neuen Namen gut und wiesen den Vorstand an, die entsprechenden
Statutenénderungen vorzubereiten. Mit dem neuen Label sollen neue Wahlerschichten
angesprochen werden. An der bisherigen politischen Ausrichtung mit dem Fokus auf
die Sozial- und Umweltpolitik soll sich aber nichts andern. ¢

Die CSP Obwalden gehort nicht zur CSP, sondern politisierte bis 2002 unter dem Dach
der CVP Schweiz. Aufgrund von internen Streitigkeiten verselbstandigte sich die CSP-
OW und war zwischen 2005 und 2009 assoziiertes Mitglied der CSP Schweiz. Seit 2010
ist die CSP-OW aber wieder eine eigenstandige, nur auf kantonaler Ebene agierende
Partei. Allerdings wurde 2011 mit Karl Vogler ein CSP-OW-Mitglied in den Nationalrat
gewahlt, das sich fir den Anschluss an die CVP-Fraktion entschied. "

Die von der CSP bereits 2013 geplante Namensanderung wurde 2014 vollzogen. Mitte
Januar nahmen die Delegierten in Fribourg die entsprechenden Statutenanderungen
mit 15 zu 2 Stimmen an. Die Partei nennt sich neu "Mitte links - CSP". Ein neues Logo,
das allerdings die gleichen Grundfarben (tlrkis, weiss) enthielt wie bisher, wurde
Anfang Mai in Bern prasentiert. Mit der Namensanderung sollen neue, vor allem jlingere
Wahlerschichten angesprochen werden, die mit dem bisherigen ,C" wahrscheinlich
eher abgeschreckt worden seien. An der politischen Ausrichtung wolle man jedoch
nichts andern. Nimmt man die Abstimmungsparolen der CSP zu den eidgendssischen
Abstimmungen zum Nennwert, entsprach diese politische Linie durchaus links-griinen
Positionen: Die Parolen der CSP waren namlich bei allen zwolf eidgendssischen
Abstimmungen identisch mit den Empfehlungen von SP und GP. "
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Andere Parteien

Einige christlichsoziale Gruppierungen beschlossen auf 1997 die Griindung einer von
der CVP unabhé&ngigen Nationalpartei, der Christlichsozialen Partei der Schweiz (CSP),
um durch eine Bundelung der christlichsozialen Krafte ein Gegengewicht zu einem
Rechtsrutsch der CVP zu setzen. Die Initiantin der neuen Partei, die CSP Jura sowie die
drei weiteren am Beschluss beteiligten CSP-Kantonalparteien (Luzern, Freiburg, Stadt
Zurich) gehoren schon heute nicht der CVP an. Bereits 1976 wurde eine unabhangige
Christlichsoziale Partei gegriindet, allerdings erfolglos. Der einzige CSP-NR, Hugo Fasel
(FR), mochte sich zur Parteigrindung nicht festlegen und betonte, dass er an den
Vorbereitungsarbeiten nicht teilgenommen habe

Wie im letzten Jahr angeklndigt, griindeten die CSP-Kantonalparteien Freiburg und
Jura sowie die freie CSP des Kantons Luzern und die freie CSP der Stadt Zlrich eine von
der CVP unabhangige Christlich-soziale Partei der Schweiz (CSP). Prominenteste
Mitglieder der neuen Partei, die von einem vierkdpfigen Gremium geleitet wird, sind der
Nationalrat Hugo Fasel (FR) und der Zircher Stadtrat Willy Kiing. Die CSP will sich links
von der CVP mit christlichem Hintergrund flr sozial und &kologisch ausgerichtete
politische Lésungen einsetzen. Die CVP zeigte sich verérgert Uber den Namen der
neuen Partei, da es eine CSP bereits innerhalb der CVP gibt, der 14 kantonale
Gruppierungen angehoren (u.a. auch eine CSP Luzern). Von einer «Abspaltung» mochte
sie nicht sprechen, da diese vier Parteien schon bisher ausserhalb der CVP gestanden
hatten.

Im Wallis trat der welsche christlich-soziale Fligel der CVP aus der Kantonalpartei aus
und formierte sich als Parti chrétien-social du Valais romand (PaCS). Er beantragte
Mitgliedschaft sowohl bei der CVP als auch der CSP Schweiz. ®

Im Kanton Jura eroberten die Christlichsozialen ihren 1994 verlorenen Regierungssitz
wieder zurlck.

Die von der CVP unabhangigen Christlichsozialen brachen bei den kantonalen
Parlamentswahlen in Freiburg von zehn auf vier Sitze ein. In Obwalden, wo sich die CSP
2002 von der CVP getrennt hatte, musste sie sich erstmals in kantonalen Wahlen
bewadhren. Sie konnte mit einem Stimmenanteil von 17% zehn der 55 Parlamentssitze
erobern und ihre beiden Regierungsmandate behalten. Im Jura verteidigte Laurent
Schaffter ebenfalls den christlichsozialen Regierungssitz; im Parlament erhohte die CSP
ihre Sitzzahl auf neun (+1). Die CSP Schweiz unterstitzte einstimmig die linke Kosa-
Initiative und alle vom Parlament beschlossenen Vorlagen mit Ausnahme der Asyl- und
Auslandergesetze. 7

Die CSP erreichte erneut einen Sitz im Nationalrat (Fasel, FR), dies bei einem
Stimmenanteil von 0,4%.

1) BBI, 2008, S. 6161 ff.; Presse vom 2.6.08; Engeli, Isabelle e.a., Vox - Analyse der eidgendssischen Abstimmungen vom 1. Juni
2008.

2) BBI, 2009, S. 7539 ff.; Presse vom 18.5.09; Lloren, Anduk / Nai, Alessandro, Vox - Analyse der eidgendssischen
Volksabstimmung vom 17. Mai 2009, Bern und Genf 2009. Beschwerden: AZ, 20.5.09; BaZ, 27.5.09; TG, 29.5. und 30.5.09; LT,
5.5.und 18.7.09; BUZ, 2.10.09.

3) LN, 5.1.11; QJ, 5.1.11; 24H, 3.2.11; BZ, 14.2.11; Nai, Alessandro / Sciarini, Pascal, Vox - Analyse der eidgendssischen
Abstimmungen vom 13. Februar 2011, Genf 2011

4) BBI, 2009, S. 605 ff.; Presse vom 1.12.08; Krémler, Oliver / Milic, Thomas / Rousselot, Bianca, Vox - Analyse der
eidgendssischen Abstimmung vom 30. November 2008, Zirich und Bern 2009.; Presse vom 1.10.-29.11.08; LT, 24.11.08 (zum
Fehlen einer Kampagne).

5) BBI, 2000, S. 2990 ff.; Milic et al (2000). Vox. Analyse der eidgendssischen Abstimmungen vom 12. Marz 2000.; Presse vom
1.2.-11.3. und 13.3.00.

6) BBI, 2009, S. 8719 ff.; BaZ, 9.9.09; NZZ, 10.9. (Gross, sp, ZH) und 19.9.09 (Mller, fdp, AG und Lustenberger, cvp, LU); Presse
vom 28.9.09

7) LNN und Vat., 2.4.90.

8) Dém., 24 Heures und Suisse, 22.10.90; VO, 25.10.90.

9) LNN, 21.3. und 23.4.91; NZZ, 11.4. und 23.4.91.

10) BUZ, 1.5.-3.5. und 6.5.91; NZZ, 3.5.91.

11) LNN, 2.5.91; NZZ, 3.5.91; BuZ, 28.5.91.

12) Presse vom 19. und 20.11.91; Lib., 15.11.91.

13) Presse vom 8.3. und 9.3.93; NF, 16.2., 18.2. und 19.2.93.

14) Presse vom 28.3.1994.
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15) Presse vom 2.5.94.

16) Presse vom 25.10.1994.

17) Presse vom 4.3.13; NF, 5.3.13; WB, 11.3.13; www.vs.ch; www.statistik.admin.ch; NF, 12.1. und 17.1.13; WB, 30.1.13; NF und
WB, 31.1.13; WB, 14.2.13; NF, 23.2.13; WB, 26.2.13.

18) Presse vom 30.4.90; LNN, 2.5. und 2.7.90; NZZ, 30.5.90; Vat., 2.5.90.

19) Presse vom 22.10., 23.10. und 5.11.90; Ww, 1.11.90; WoZ, 2.11.90; Dém., 22.12.90.

20) Presse vom 24.10. und 7.11.1994.

21) Presse vom 7.3. und 8.3.94; NZZ,17.2.92, 7.1. und 11.2.94; WoZ extra, 18.2.94; LNN, 13.1,, 22.1. und 26.2.94; SGT, 7.3.94.
22)BZ, 6.11.91; NZZ, 18.11. und 28.11.91; BZ, 20.11.91.

23) Vgl. auch Lit. Longchamp, 1999.

24) NZZ,16.1.und 19.6.07; NZZ und TG, 25.6.07; NZZ, 20.7.07; NZZ, 27.8.07.

25) www.evp.ch; BZ, 32.56.11; TG, 19.7.11; LT, 8.10.11; TG, 15.10.11; LT, 21.10.11; AZ, 4.10.11; www.la-gauche.ch; Bundeskanzlei: In
der Kurze liegt die Wirze.

26) BaZ et 24h, 15.5.00; Bund, 1.4 et 17.4.00; 24h, 7.4.00; LT, 3.5.00; Lib., 17.4.00; TG, 16.5.00

27) LT, 11.6.08; FF, 2008, p. 4529 ss. (examen préalable).

28) BBI, 2013, S. 2267f.; BBI, 2014, S. 125ff.; Medienmitteilung EFD vom 13.9.13, NZZ, 28.6.13.

29) AB NR, 2014, S. 2209 ff.; AB SR, 2014, S. 409 ff.; AB SR, 2014, S. 902 ff.; BBI, 2014, S. 125 ff.; Medienmitteilung WAK-SR
vom 25.8.14

30) LT, 8.1.02 (sous-commission); presse du 29.1et 18.5.02 (Leuenberger); QJ, 23.10.02 (gel). Les résultats de la consultation
ont été publiés sur la page Internet de I'OFROU.

31) AB NR, 2014, S. 1733 ff.; AB NR, 2014, S. 1866.; AB SR, 2014, 5. 191 ff.; AB SR, 2014, S. 323 ff.; AB SR, 2014, S. 982.; BBI, 2014,
S.7343 f.; LZ, 21.3.14; CdT, 22.9.14; NZZ, 25.9.14; LT, 27.12.14

32) AB NR, 1992, 5.1082 f.; AB NR, 1992, 5. 1083 ff.; AB SR, 1992, S. 478 ff.; BUZ, 27.4 und 23.5.92; NZZ, 23.5.92.

33) Pa.lv. 10.459: Vernehmlassungsbericht der ESTV (www.admin.ch); BBI, 2011, S. 2235 ff. und 2269 ff.; AB SR, 2011, S. 89 ff.
und 713; AB NR, 2011, S. 784 ff. und 1295; NZZ, 18.6.11.

34) NLZ und TA, 12.3.12.

35) BaZ, 18.4., 26.6. und 11.8.12, AZ, 8.5.12, NZZ, 8.5., 18.6. und 19.6.12.

36) AB NR, 2012, S. 2 ff. und 553, AB SR, 2012, S. 269, BBI, 2012, S. 3437 f.; TA, 30.6.12, NLZ und NZZ, 24.9.12.

37) Vernehmlassungsunterlagen einsehbar unter www.admin.ch.

38) NZZ et TA, 29.3.08 (organisations); presse du 30.6.08 (PS et PDC); LT, 4.10.08 et NZZ, 8.10.08 (comité de gauche); Lib.,
11.11.08 (comité bourgeois).

39) JdG, 13.5.92; Presse vom 16.5.92.

40) BZ, 21.3.11.

41) LZ, 5.07.14; SO, 2.3.14; NZZ, 22.3.14; SO, 23.3.14; BZ, 9.5.14; BaZ, NZZ, 24.5.14; NZZ, 30.6.14; Lib, 1.7.14; NZZ, 10.7.14; BZ,
21.7.14; 24H, 23.7.14; NZZ, 29.7.14; CdT, 9.8.14; NZZ,10.9.14; TA, 15.9.14

42) BBI, 2007, S. 451 ff.; Presse vom 27.11.06.

43) Presse vom 20.3., 21.3., 20.11. und 21.11.97

44) BBI, 2010, 3437 ff.; NZZ und BaZ, 30.11.09; Express, TG und 24h, 2.12.09 (Demonstrationen); Presse vom 1.-3.12.09; SZ,
11.12.09 (Reaktionen aus dem Ausland).

45) APS-Inseratekampagne zur No-Billag-Initiative; Bericht BAKBASEL vom 21.1.17; F6g Qualitat der Medien 2017,
Hauptbefunde; Fég-Abstimmungsmonitor; Fég: NoBillag auf Twitter; Mediapulse, Auswertungen; Medienmitteilung
BAKBASEL vom 21.3.17; SRG-Vorbefragung 1. Welle; Vimentis-Umfrage; Vorpriifung der Initiative vom 11.12.15; LT, 30.1.17; BaZ,
22.2.17; LT,10.3.17; AZ, 11.3.,14.3.17; NZZ,18.3.17; LZ, 22.3.17; NZZ, 26.5.17; BaZ, 9.6.17; Blick, 7.7.17; BZ, 13.7.17; Blick, 8.9.17; TA,
12.9.17; LT, 14.9.17; TG, 15.9.17; BaZ, 20.9.17; TA, 22.9.17; AZ, 7.10.17; SoZ, 8.10.17; Blick, 19.10.17; BU, 20.10.17; TA, 24.10.17; AZ,
25.10.17; BU, NZZ, 26.10.17; NZZ, 27.10.17; AZ, TA, 28.10.17; So-Bli, 29.10.17; AZ, LT, Lib, 30.10.17; LZ, 31.10.17; Blick, 2.11.17; BZ,
BaZ, TA, TG, 3.11.17; AZ, LT, 4.11.17; So-Bli, SoZ, 5.11.17; SGT, TA, TG, 6.11.17; AZ, TA, 7.11.17; AZ, CdT, LT, 8.11.17; AZ, CdT, Ww,
WoZ, 9.11.17; AZ, LT, TA, 10.11.17; AZ, BU, TA, 11.11.17; TG, 13.11.17; BU, TA, 14.11.17; SGT, 16.11.17; LT, 17.11.17; AZ, 18.11.17; SoZ,
19.11.17; AZ, 20.11.17; LMD, LT, 21.11.17; TG, 22.11.17; WW, 23.11.17; LT, TA, 256.11.17; LT, 29.11.17; Blick, LZ, 30.11.17; Blick, LT, 1.12.17;
So-Bli, SoZ, 3.12.17; CdT, LT, TG, 4.12.17; AZ, LT, NZZ, 5.12.17; AZ, LT, NZZ, TA, 6.12.17; LT, SGT, 9.12.17; SoZ, 10.12.17; LT, TG,
1.12.17; BZ, Blick, CdT, LT, LZ, Lib, NZZ, TA, 12.12.17; CdT, 13.12.17; TG, WW, 14.12.17; AZ, LT, 16.12.17; LT, TA, 19.12.17; BLZ,
20.12.17; AZ, 22.12.17; TA, 23.12.17; SoZ, 24.12.17; TG, 27.12.17; LMD, 28.12.17; Blick, NZZ, 30.12.17; So-Bli, 31.12.17; TA, 3.1.18; AZ,
LT, WW, 4.1.18; AZ, BLZ, 5.1.18; APZ, AZ, BLZ, Blick, Bund, LT, NZZ, SZ, TA, TG, 6.1.18; So-Bli, 7.1.18; 24H, BU, CdT, LZ, NZZ, TA,
8.1.18; Blick, LT, TG, 9.1.18; AZ, BZ, BaZ, CdT, LT, LZ, NZZ, TG, 10.1.18; AZ, CdT, LT, TA, WW, 11.1.18; AZ, BU, BaZ, TA, 12.1.18; CdT,
LT, LZ, NZZ, 13.1.18; So-Bli, 14.1.18; LT, LZ, Lib, TA, 15.1.18; APZ, BZ, BaZ, Bund, LZ, TA, 16.1.18; 24H, LT, NZZ, SN, 17.1.18; APZ, BaZ,
LT, NF, WoZ, 18.1.18; CdT, LMD, SGR, TA, TG, TZ, 19.1.18; LT, NZZ, 20.1.18; So-Bli, 21.1.18; NZZ, TA, 22.1.18; APZ, BU, BaZ, CdT, LZ,
TZ,23.1.18; AZ, TZ, 24.1.18; AZ, NF, WoZ, 25.1.18; CdT, LZ, NZZ, SZ, TG, 26.1.18; Bund, CdT, NZZ, QJ, TA, 27.1.18; NZZ, TG, 29.1.18;
SZ,TA, TZ, 30.1.18; NF, SZ, 31.1.18; NZZ, WW, 1.2.18; SGL, SGR, 2.2.18; Blick, LT, OWZ, 3.2.18; SoZ, 4.2.18; SGR, TA, 5.2.18; AZ,
BaZ, NZZ, TA, 6.2.18; AZ, CdT, SGR, TG, 7.2.18; BaZ, Blick, WW, WoZ, 8.2.18; TA, 9.2.18; AZ, LMD, 10.2.18; BaZ, NZZ, 13.2.18; SZ,
14.2.18; BaZ, SGT, TG, 15.2.18; CdT, 16.2.18; LT, TA, 17.2.18; TG, 19.2.18; BaZ, LT, TA, 20.2.18; LMD, NZZ, TA, URZ, 21.2.18; CdT, LT,
WW, 22.2.18; So-Bli, SoZ, 25.2.18; LT, 27.2.18; CdT, LT, 28.2.18; NZZ, WW, 1.3.18; NZZ, 2.3.18; So-Bli, SoZ, 4.3.18

46) Vat., 8.1., 31.1., 27.10.80; 24 Heures, 23.1.80; NZZ, 4.2.80; BaZ, 8.2.80; Presse vom 9.2., 11.2. und 27.10.1980; JdG, 29.4.,
4.9.80; Lib., 30.5., 29.8. und 6.9.80; LNN, 31.5., 5.9.80; Bund, 6.9.80; TW; 12.11.80.

47) BUZ vom 19.9.91

48) LNN vom 1.9.93; TAvom 4.10.93

49) NLZ, 14.11.02.

50) Vat. vom 9.11.90, 12.11.90 und 24.12.90

51) Lib. vom 19.11.91; BUZ vom 22.10.91; Dém. vom 30.8.91

52) LNN vom 23.4.91; Vat. vom 15.6.91; LZ vom 28.11.91

53) AT vom 10.2.92 und LZ vom 1.2.92

54) BaZ vom 11.9.92; Lib. vom 16.9.92; LZ vom 8.2.92

55) NZZ, 22.3. und 20.9.99

56) NZZ, 5.4. und 17.8.04.

57) Presse vom 5.9.05.; TA, 4.4., 5.9. und 26.11.05; NZZ, 31.5.05.

58) Fasel: NZZ, 27.2.08; Lib., 7.11.08. Parolen: TA, 14.4.08; NZZ, 6.10.08.

59) NZZ 4.10.10.

60) NZZ,17.1.11.

61) NZZ,17.1.11; BZ, 8.2.11; Lib. 27.5.11.

62) Lib. 17.1.11; BaZ, 19.1.11; SN, 23.5.11; NZZ, 22.9.11; Presse vom 24.-26.10.11; Lit. BFS.

63) Presse vom 14.11. und 5.12.11; in den anderen sechs Kantonen, in denen im Berichtsjahr kantonale Wahlen stattfanden (Al,
AR, ZH, LU, TI, BL), trat die CSP nicht an.

64) Medienmitteilung CSP vom 12.5.12; Lib, 27.8.12.

65) Medienmitteilung CSP vom 25.8. und 27.10.12.

66) Medienmitteilung CSP, 17.12.12.

67) www.csp-pcs.ch.

68) NZZ, 2.9.13.; www.csp-pcs.ch

69) Medienmitteilung der CSP zur DV vom 26.10.2013.; NZZ, 2.9.13.

70) www.csp-ow.ch.

71) Lib, 13.1.14; NF, 6.10.14
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72) Bund, NZZ und QJ, 4.11.96; NZZ, 4.11.96
73) Presse vom 23.6.97; 24 Heures und NF, 18.10.97
74) Siehe dazu SPJ 2002, S. 331. Bei der CSP Schweiz hat die CSP OW Beobachterstatus.
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